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INFORMATIONEN ZUR AUSSCHREIBUNG

Es ist beabsichtigt, die in anliegender Leistungsbeschreibung bezeichneten Leistungen im
Namen und fiir Rechnung des unten angegebenen Auftraggebers zu vergeben.
Einzelheiten ergeben sich aus den Vergabeunterlagen.

INFORMATIONEN

ALLGEMEIN
Auftragsnummer
MaRnahme
Auftragsbezeichnung

Auftragsbeschreibung

VERFAHREN
Auftraggeber
Weitere Auftraggeber
Auftraggebertyp
Liefer-/Ausfiihrungsort
Leistungsart

Vergabeart

158-26-E07

Kraftstoffe
Lieferung von Diesel, AdBlue sowie Superkraftstoff E5 fiir das Jahr 2027. Optional fir das Jahr 2028.

Rhein-Neckar-Verkehr GmbH

68165 Standorte der rnv in Mannheim, Heidelberg & Ludwigshafen
Lieferleistung

Offenes Verfahren (EU) (Sektorenverordnung)

VERFAHRENSEIGENSCHAFTEN

Losweise Vergabe
Art der losweisen Vergabe
Hochstzahl der Lose pro Angebot

Zuschlagskriterium

Klassifizierungen

ANGEBOTE

Mehrere Hauptangebote
zugelassen

Nebenangebote

Nachlass

Skonto zugelassen

Skonto Zahlungsziel
Verwendung elektronischer Mittel
URL fir elektronische Angebote

Zulassige Signaturen

SONSTIGE ANGABEN

Vertragsart

TERMINE
ALLGEMEIN

Vorausgegangene Vorinformation

Besondere Dringlichkeit

BEKANNTMACHUNG
Vorinformation

Bekanntmachung

Nein

Niedrigster Preis

Optionale Positionen werden in den Angebotspreis eingerechnet.
Code Bezeichnung

09132000-3 Benzin

09134200-9 Dieselkraftstoff
09134220-5 Dieselkraftstoff (EN 590)

Mehrere Hauptangebote sind nicht zulassig

Nebenangebote sind nicht zugelassen
Ja
Nein
Tag(e)
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeantrage darf nur elektronisch erfolgen
http://www.deutsche-everg abe.de/Dashboards/Dashboa rd_off
Textform nach §126b BGB

Bestellung

Nein

Nein

21.08.2026


http://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard_off

ANGEBOTE UND BEWERTUNG

Angebotsfrist 21.09.2026 10:00:00

Frist Bieterfragen 11.09.2026 10:00

Er6ffnungstermin

Bindefrist 30.10.2026

Versand Vorabinformation 19.10.2026
AUFTRAGSDAUER

Beginn 01.01.2027

Ende 31.12.2027

Anmerkungen

ELEKTRONISCHE TEILNAHME

Bitte melden Sie sich auf der Bekanntmachungsplattform unter
http://www.deutsche-everg abe.de/Dashboards/Dashboa rd_off
mit Ihrem Benutzernamen und lhrem Passwort an.

Sofern Sie im System noch nicht registriert sind, kénnen Sie dies auf der Plattform vornehmen.
Die Registrierung ist kostenfrei.

AnschlieBend kdnnen Sie auf der Startseite bspw. nach dem Titel des Verfahrens tiber die Direktsuche als Suchbegriff suchen. Folgen Sie
anschlieRend der Anleitung im System, um an dem Verfahren teilzunehmen.

BIETERFRAGEN

Bieterfragen missen bis spatestens 11.09.2026 10:00 Uhr eingegangen sein.

Fir spater eingehende Fragen wird deren Beantwortung nicht zugesichert.

Bieterfragen missen unter "Nachrichten" im eVergabe Bieterassistenten gestellt, sowie Antworten dort geprift werden.
Den Assistenten erreichen Sie unter folgender Adresse: http://www.deutsche-everg abe.de/Dashboards/Dashboa rd_off
Fragen auf anderen Kommunikationswegen, wie telefonische, schriftliche oder E-Mail Anfragen werden nicht beantwortet.

Hinweis: Sie erhalten unmittelbar nach Beantwortung einer Bieterfrage eine Benachrichtigung per E-Mail uber das Vorliegen von Antworten
im Bieterassistenten. Sie missen daher alle Antworten im Assistenten prifen und dort zur Kenntnis nehmen.


http://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard_off
http://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard_off
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1 Ubersicht
1.1 Ziel Verfahrensbrief

Mit diesem Verfahrensbrief méchte die Rhein-Neckar-Verkehr GmbH (,rnv* oder ,Auftraggeber®) den
Ablauf des Verfahrens iber die Beschaffung von Kraftstoffen beschreiben.

1.2 Verfahrensablauf

Offenes Verfahren

Nicht offenes Verfahren
Verhandlungsverfahren
Wettbewerblicher Dialog
Offentliche Ausschreibung

D00

1.3 Zeitplan

Der vorlaufige Terminplan fir das weitere Vergabeverfahren sieht wie folgt aus:

Termin Verfahrensschritt

11.09.2026 — 10.00 Uhr Frist fir die Stellung von Bieterfragen
21.09.2026 — 10.00 Uhr Angebotsfrist

KW 43/2026 Voraussichtliche Zuschlagserteilung
30.10.2026 Zuschlags- und Bindefrist

Die rnv behalt sich Termindnderungen ausdriicklich vor. Der Zeitplan ist nur indikativ.

1.4 Anwendbares Recht

Das Vergabeverfahren wird als Offenes Verfahren nach der Sektorenverordnung (SektVO) und dem
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB) durchgefiihrt.

2 Verfahrensbedingungen
2.1 Kommunikation im Vergabeverfahren

Die Kommunikation im Vergabeverfahren erfolgt tUber die Vergabeplattform Deutsche eVergabe
(https://Iwww.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard Off ). Jeder Bieter ist verpflichtet, sich Gber
die Vergabeplattform Deutsche eVergabe (hitps://www.deutscheevergabe.de/Dashboards/Dashboard
Off ) regelmaRig und selbststandig tiber zur Verfligung gestellte, gednderte oder zusatzliche Dokumente
und Beantwortungen von Bieterfragen zu informieren.

Angebote sind ausschlieBlich in Textform mithilfe elektronischer Mittel nach § 126 b BGB Uber die
Vergabeplattform der rnv unter Deutsche eVergabe (https://www.deutscheevergabe.de/Dashboards/Da
shboard Off ) einzureichen.
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Bitte beachten Sie, dass die Abgabe von Angeboten ausschlieBlich Gber die dafiir vorgesehenen
Funktionen auf der Vergabeplattform erfolgen muss. Eine Ubermittlung mittels Bieternachricht fuhrt zum
Ausschluss.

Anderungen an den vorformulierten Texten der Vergabeunterlagen sind unzuléssig und kénnen zum
Ausschluss vom weiteren Vergabeverfahren fuhren. Etwaige Anderungen an den Eintragungen des
Bieters miissen zweifelsfrei und dokumentenecht sein.

2.2 Vertraulichkeit
2.21 Verwendung der Vergabeunterlagen

Die Vergabeunterlagen der rnv diirfen nur zur Erstellung des Angebots und zur Erfilllung des evil.
folgenden Auftrags verwendet werden und sind vertraulich zu behandeln. Jede Verwendung fir andere
Zwecke, jede Veroffentlichung (auch auszugsweise) oder Weitergabe an Dritte ist ohne die ausdriickliche
Zustimmung der rnv untersagt.

2.2.2 Verschwiegenheit

Jeder Bieter hat - auch nach Beendigung des Vergabeverfahrens - Uber die ihm dabei bekannt
gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Er hat hierzu auch die mit der Sache
befassten Mitarbeiter zu verpflichten.

2.3 Angebote
2.3.1 Hinweispflicht der Bewerber und Fragefrist

Enthalten die Bekanntmachung oder die vom Aufraggeber zur Verfiigung gestellten Unterlagen
Unklarheiten, Widerspriiche oder verstof3en diese nach Auffassung des Bewerbers gegen geltendes
Recht, so hat der Bewerber die rnv unverziiglich schriftlich darauf hinzuweisen.

Fragen zu der Bekanntmachung und den Gibersandten Unterlagen sind unverziiglich, spatestens aber bis
zum

11.09.2026 — 10.00 Uhr

Uiber die Vergabeplattform (https://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard Off ) zu stellen.

Die Beantwortung von Fragen der Bieter und sonstige verfahrensrelevante Informationen erfolgen
grundsatzlich  Gber die  Vergabeplattform  Deutsche eVergabe  (https://www.deutsche-
evergabe.de/Dashboards/Dashboard Off ).

Die Bieter sind aufgefordert, keine Informationen bei anderen Vertretern der rnv, deren Mitarbeitern oder
Mitarbeitern von Drittfirmen oder Beratern einzuholen. Ein Versto3 gegen dieses Gebot kann zum
Ausschluss des Bieters fuhren.
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2.3.2 Form und Frist Einreichung Angebote

Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen. Sie sind in Textform mithilfe elektronischer Mittel
nach §126bBGB (ber die Vergabeplattform der rv unter https://www.deutsche-
evergabe.de/Dashboards/Dashboard off bis zum

21.09.2026 — 10.00 Uhr
einzureichen.

Verspatet eingegangene Angebote werden nicht beriicksichtigt. Das Recht zur Nachforderung bei
unvollstandigen Angeboten bleibt davon unberiihrt.

2.3.3 Unzuldssige Wettbewerbsbeschrankung

Angebote von Bietern, die sich im Zusammenhang mit diesem Vergabeverfahren an einer unzuléssigen
Wettbewerbsbeschrankung beteiligen, werden grundsatzlich vom Verfahren ausgeschlossen.

Zur Bek&mpfung von Wettbewerbsbeschréankungen hat der Bieter auf Verlangen Auskiinfte dariiber zu
geben, ob und auf welche Art der Bieter wirtschaftlich und rechtlich mit Unternehmen verbunden ist.

Der Geheimwettbewerb ist in jeder Phase des Vergabeverfahrens zu gewahrleisten. Der Auftraggeber
weist darauf hin, dass Mehrfachbeteiligungen am Vergabeverfahren zur Verletzung des
Geheimwettbewerbs und damit zum Angebotsausschluss fiihren kénnen.

Der Auftraggeber weist ferner darauf hin, dass die Bildung von Bietergemeinschaften nach § 1 GWB zu
verbotenen Einschréankungen oder Verfalschungen des Wettbewerbs fiihren kann.

2.3.4 Bietergemeinschaften (Anderungen in der Zusammensetzung)

Im Falle der Angebotsabgabe durch eine Bietergemeinschaft muss jedes Bietergemeinschaftsmitglied
eine unterschriebene Bietergemeinschaftserkldrung mit dem Angebot einreichen (Formblatt B.I.1.). Eine
Veranderung der Zusammensetzung der Bietergemeinschaft ist grundsatzlich unzulassig.

2.3.5 Unterauftragnehmer/Eignungsleihe

Sofern der Bieter zum Nachweis seiner Eignung die Kapazitdten eines anderen Unternehmens
(Dritter/Nachunternehmer) in Anspruch nehmen will (Eignungsleihe), muss er den Namen dieses anderen
Unternehmens benennen und angeben, wofiir er die Kapazitdten des anderen Unternehmens in
Anspruch nehmen will. Das andere Unternehmen, auf dessen Eignung sich der Bieter bezieht, muss
seine Eignung in dem Umfang nachweisen, in dem eine Eignungsleihe stattfindet. Das bedeutet, dass im
Fall der Eignungsleihe in Bezug auf die technische und berufliche Leistungsféhigkeit auch Referenzen
des anderen Unternehmens anzugeben sind.

AuBerdem muss der Bieter durch Vorlage einer Verpflichtungserkldrung dieses Unternehmens
nachweisen, dass ihm die fiir den Auftrag erforderlichen Mittel tatséchlich zur Verfiigung gestellt werden
(Formblatt B.IX.1).

Im Rahmen der Eignungsprifung wird der Auftraggeber prifen, ob das Unternehmen, dessen
Kapazitaten der Bieter fur die Erfullung bestimmter Eignungskriterien in Anspruch nehmen will, die
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entsprechenden Kriterien erfullt und ob Ausschlussgriinde, insbesondere zwingende Ausschlussgriinde
nach § 123 GWB oder fakultative Ausschlussgriinde nach § 124 GWB, vorliegen. Hierfir muss der Bieter
durch das Unternehmen Formblatt B.IV.1 ausfillen lassen und mit dem Angebot einreichen. Sofern ein
zwingender Ausschlussgrund nach § 123 GWB bei dem vom Bieter benannten Unternehmen vorliegt
oder das Unternehmen das entsprechende Eignungskriterium, fir das es benannt wurde, nicht erfillt,
wird der Auftraggeber dem Bieter gemaB § 47 Abs. 2 SektVO vorschreiben, das Unternehmen zu
ersetzen. Sofern ein fakultativer Ausschlussgrund nach § 124 GWB vorliegt, wird der Auftraggeber nach
pflichtgemé&fiem Ermessen entscheiden, ob der Bieter das Unternehmen ersetzen muss. Fir die
Aufforderung zur Ersetzung eines benannten Unternehmens wird die rnv den Bietern eine Frist setzen.

Im Ubrigen ist der Austausch eines einmal benannten anderen Unternehmens zu einem spateren
Zeitpunkt grundsatzlich unzulassig.

Nachunternehmer, die der Bieter fir die Auftragsausfiihrung einsetzen will, deren Kapazitdten er zum
Nachweis seiner Eignung aber nicht in Anspruch nehmen will, miissen in diesem Verfahrensstadium noch
nicht benannt werden.

2.3.6 Anfordern zusatzlicher Unterlagen

Der Auftraggeber behalt sich vor, von den Bietern zuséatzliche Unterlagen zur Aufklarung, Verifizierung
und Validierung der eingereichten Angaben, Erklarungen und Nachweise anzufordern.

2.3.7 Priifung auf Vorliegen von Ausschlussgriinden

Nach Eingang der Angebote erfolgt eine Priifung auf Vorliegen von Ausschlussgriinden. Ein zwingender
Ausschluss des Bieters erfolgt bei Vorliegen eines Ausschlussgrundes nach § 123 GWB. Davon kann
gegebenenfalls unter den in § 123 Abs. 4 S. 2, Abs. 5, § 125, § 126 GWB geregelten Voraussetzungen
abgesehen werden.

Des Weiteren kann ein Ausschluss erfolgen, bei Vorliegen eines Ausschlussgrundes nach § 124 GWB,
nach § 21 Arbeitnehmerentsendegesetz (AEntG), nach § 98c Aufenthaltsgesetz (AufenthG), nach § 19
Mindestlohngesetz (MiLoG) und nach § 21 Schwarzarbeitsbek&mpfungsgesetz (SchwarzArbG). Davon
kann nach pflichtgem&fRem Ermessen und gegebenenfalls unter den in §§ 125 und 126 GWB geregelten
Voraussetzungen abgesehen werden.

2.3.8 Priifung Erlaubnis zur Berufsausiibung und Leistungsfahigkeit

Es erfolgt die Prifung der Befahigung und Erlaubnis zur Berufsausiibung, der wirtschaftlichen und
finanziellen Leistungsfahigkeit und der technischen und beruflichen Leistungsféhigkeit des Bieters
gemessen an der zu vergebenden Leistung anhand der vom Bieter eingereichten Angaben, Erklarungen
und Nachweise.

2.3.9 Inhalt der Angebote

Von den Bietern sind mit dem Angebot folgende Unterlagen einzureichen. Soweit den Bietern Formblatter
zur Erstellung der Angebote zur Verfiigung gestellt wurden, sind diese Formblatter fir die Erstellung des
Angebotes zu verwenden.
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Aus der beigefiigten Checkliste ergibt sich, welche Formblatter der Bieter fir die Angebotserstellung zu
verwenden hat und welche Unterlagen vom Bieter selbst zu fertigen sind. Die Formblatter und
insbesondere das Angebotsschreiben sind an den dafiir vorgesehenen Stellen zu unterschreiben.

2.3.10 Eréffnungstermin der Angebote

Zum Eréffnungstermin der Angebote sind Bieter oder deren Bevollméchtigte nicht zugelassen.
2.3.11 Nebenangebote

Nebenangebote sind nicht zugelassen.

2.3.12 Priifung und Wertung der Angebote

Die Prifung und Wertung der Angebote erfolgt anhand des nachfolgend dargestellten Wertungssystems:

¢ Formale Priifung: Der Auftraggeber wird die eingegangenen Angebote zun&chst anhand der in
den Vergabeunterlagen genannten Anforderungen in formaler Hinsicht Gberpriifen. Soweit sich
daraus ergibt, dass bei einem Angebot Unterlagen fehlen oder unvollstdndig sind, wird der
Auftraggeber im Rahmen des § 51 SektVO den betroffenen Bieter auffordern, Unterlagen
nachzureichen oder zu vervollstédndigen.

¢ Angemessenheitspriifung: Der Auftraggeber wird die eingegangenen Angebote rechnerisch,
technisch und wirtschaftlich prifen. Hierzu wird der Auftraggeber die von den Bietern
angegebenen Preise auf deren Angemessenheit Uiberpriifen. Soweit sich daraus ergibt, dass ein
Angebot unangemessen hoch bzw. unangemessen niedrig erscheint, wird der Auftraggeber den
Bieter auffordern, die angebotenen Preise gemaf § 54 SektVO aufzuklaren.

o Wertung anhand der Zuschlagskriterien: Die weitere Wertung der Angebote erfolgt anhand der
von den Bietern zu den nachfolgend genannten Zuschlagskriterien einzureichenden Unterlagen.

Die Wertung erfolgt auf der Grundlage der folgenden Wertungskriterien:
Zuschlagskriterium Gewichtung in %

Fiktiver Wertungspreis 100%

2.3.13 Zuschlag

Die rnv strebt an, das Verfahren durch Zuschlagserteilung in der KW 43/2026 zu beenden. Die nicht
erfolgreichen Bieter werden Uber die Zuschlagsabsicht gemaR § 134 GWB informiert werden. Vor
Vertragsunterzeichnung kénnen noch letzte Detailverhandlungen fir kleinere Korrekturen gefiihrt
werden, soweit sie die Wertungsrangfolge nicht beeinflussen.

Vor Zuschlagserteilung wird der Auftraggeber eine Auskunft aus dem Wettbewerbsregister gemafn
§ 5 Absatz 2 Satz 1 WRegG einholen, um zu prifen, ob Eintragungen zu dem fir den Zuschlag
vorgesehenen Bieter vorliegen.
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Die Zuschlags- und Bindefrist endet am 30.10.2026. Bis zu diesem Termin sind die Bieter an ihre
finalen Angebote gebunden.

2.3.14 Kosten fiir die Teilnahme am Verfahren

Fir Erstellung der Angebotsunterlagen und die Teilnahme an diesem Verfahren werden Kosten nicht
erstattet und Entschadigungen nicht gewahrt.

3 Riigepflicht und Nachpriifung
3.1 Zulassigkeit Nachpriifungsantrag

Die Zulassigkeit von Nachpriifungsantragen richtet sich nach § 160 GWB. Nach § 160 Abs. 3 GWB ist
ein Nachprifungsantrag unzulassig, soweit

1. der Antragsteller den geltend gemachten Verstol3 gegen Vergabevorschriften vor Einreichen des
Nachprifungsantrags erkannt und gegeniiber dem Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von zehn
Kalendertagen geriigt hat; der Ablauf der Frist nach § 134 Absatz 2 GWB bleibt unberihrt,

2. VerstolRe gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, nicht
spatestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung oder zur
Angebotsabgabe gegeniiber dem Auftraggeber gertigt werden,

3. VerstdRe gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht
spatestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegen-iber dem
Auftraggeber geriigt werden,

4. mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Riige nicht abhelfen
zu wollen, vergangen sind.

Dies gilt nicht bei einem Antrag auf Feststellung der Unwirksamkeit des Vertrags nach § 135 Absatz 1
Nummer 2 GWB. § 134 Absatz 1 Satz 2 GWB bleibt unberihrt.

3.2 Vergabekammer

Der Bieter kann sich zur Nachprifung behaupteter VergabeverstéRe an die in der
Auftragsbekanntmachung genannte Stelle wenden.

3.3 Rechtsgrundlagen
Fir die Einlegung von Rechtsbehelfen gelten u.a. die folgenden Regelungen des GWB:

§ 134 Informations- und Wartepflicht

(1) Offentliche Auftraggeber haben die Bieter, deren Angebote nicht beriicksichtigt werden sollen, iiber
den Namen des Unternehmens, dessen Angebot angenommen werden soll, tber die Griinde der
vorgesehenen Nichtberticksichtigung ihres Angebots und (lber den frihesten Zeitpunkt des
Vertragsschlusses unverziiglich in Textform zu informieren. Dies gilt auch fiir Bieter, denen keine
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Information dber die Ablehnung ihrer Bewerbung zur Verfiigung gestellt wurde, bevor die Mitteilung tiber
die Zuschlagsentscheidung an die betroffenen Bieter ergangen ist.

(2) Ein Vertrag darf erst 15 Kalendertage nach Absendung der Information nach Absatz 1 geschlossen
werden. Wird die Information auf elektronischem Weg oder per Fax versendet, verklirzt sich die Frist auf
zehn Kalendertage. Die Frist beginnt am Tag nach der Absendung der Information durch den
Auftraggeber; auf den Tag des Zugangs beim betroffenen Bieter und Bieter kommt es nicht an. Die
Informationspflicht entféllt in Féllen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb
wegen besonderer Dringlichkeit gerechtfertigt ist. Im Fall verteidigungs- oder sicherheitsspezifischer
Auftrdge kénnen Offentliche Auftraggeber beschlieBen, bestimmte Informationen (ber die
Zuschlagserteilung oder den Abschluss einer Rahmenvereinbarung nicht mitzuteilen, soweit die
Offenlegung den Gesetzesvollzug behindert, dem offentlichen Interesse, insbesondere Verteidigungs-
oder Sicherheitsinteressen, zuwiderlauft, berechtigte geschdéftliche Interessen von Unternehmen schadigt
oder den lauteren Wettbewerb zwischen ihnen beeintrdchtigen kénnte.

§ 135 Unwirksamkeit
(1) Ein &ffentlicher Auftrag ist von Anfang an unwirksam, wenn der &ffentliche Auftraggeber
1. gegen § 134 verstoBen hat oder

2. den Auftrag ohne vorherige Verdffentlichung einer Bekanntmachung im Amtsblatt der Européischen
Union vergeben hat, ohne dass dies aufgrund Gesetzes gestattet ist, und dieser Versto3 in einem
Nachpriifungsverfahren festgestellt worden ist.

(2) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 kann nur festgestellt werden, wenn sie im Nachpriifungsverfahren
innerhalb von 30 Kalendertagen nach der Information der betroffenen Bieter durch den &ffentlichen
Auftraggeber (ber den Abschluss des Vertrags, jedoch nicht spéater als sechs Monate nach
Vertragsschluss geltend gemacht worden ist. Hat der Auftraggeber die Auftragsvergabe im Amtsblatt der
Européischen Union bekannt gemacht, endet die Frist zur Geltendmachung der Unwirksamkeit 30
Kalendertage nach Verdffentlichung der Bekanntmachung der Auftragsvergabe im Amtsblatt der
Européischen Union.

(3) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 Nummer 2 tritt nicht ein, wenn

1. der offentliche Auftraggeber der Ansicht ist, dass die Auftragsvergabe ohne vorherige Verdffentlichung
einer Bekanntmachung im Amtsblatt der Europédischen Union zu-ldssig ist,

2. der offentliche Auftraggeber eine Bekanntmachung im Amtsblatt der Europdischen Union veréffentlicht
hat, mit der er die Absicht bekundet, den Vertrag abzuschlie8en, und

3. der Vertrag nicht vor Ablauf einer Frist von mindestens zehn Kalendertagen, gerechnet ab dem Tag
nach der Verdffentlichung dieser Bekanntmachung, abgeschlossen wurde.

Die Bekanntmachung nach Satz 1 Nummer 2 muss den Namen und die Kontaktdaten des 6ffentlichen
Auftraggebers, die Beschreibung des Vertragsgegenstands, die Begriindung der Entscheidung des
Auftraggebers, den Auftrag ohne vorherige Veréffentlichung einer Bekanntmachung im Amtsblatt der
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Européischen Union zu vergeben, und den Namen und die Kontaktdaten des Unternehmens, das den
Zuschlag erhalten soll, umfassen.

§ 160 Einleitung, Antrag
(1) Die Vergabekammer leitet ein Nachprtifungsverfahren nur auf Antrag ein.

(2) Antragsbefugt ist jedes Unternehmen, das ein Interesse an dem dffentlichen Auftrag oder der
Konzession hat und eine Verletzung in seinen Rechten nach § 97 Absatz 6 durch Nichtbeachtung von
Vergabevorschriften geltend macht. Dabei ist darzulegen, dass dem Unternehmen durch die behauptete
Verletzung der Vergabevorschriften ein Schaden entstanden ist oder zu entstehen droht.

(3) Der Antrag ist unzuléssig, soweit

1. der Antragsteller den geltend gemachten Verstol3 gegen Vergabevorschriften vor Einreichen des
Nachpriifungsantrags erkannt und gegeniiber dem Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von zehn
Kalendertagen gertigt hat, der Ablauf der Frist nach § 134 Absatz 2 bleibt unberiihrt,

2. VerstélRe gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, nicht
spétestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung oder zur
Angebotsabgabe gegeniiber dem Auftraggeber gertigt werden,

3. VerstélRe gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht
spéatestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegeniiber dem
Auftraggeber geriigt werden,

4. mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rige nicht abhelfen
zu wollen, vergangen sind.

Satz 1 gilt nicht bei einem Antrag auf Feststellung der Unwirksamkeit des Vertrags nach § 135 Absatz 1
Nummer 2. § 134 Absatz 1 Satz 2 bleibt unbertihrt.

3.4 Weiterleitung von Vergabeunterlagen

Der Auftraggeber ist im Falle eines Nachpriifungsantrags verpflichtet, die Vergabeakten, die auch die
abgegebenen Teilnahmeantrage und Angebote enthalten, an die Vergabekammer weiterzuleiten. Gemaf
§ 165 GWB haben die Verfahrensbeteiligten unter Umstanden An-spruch auf Akteneinsicht und kénnen
sich gegebenenfalls Ausfertigungen, Ausziige oder Abschriften erteilen lassen. Die Vergabekammer hat
die Einsicht in die Unterlagen zu versagen, soweit dies aus wichtigen Griinden, insbesondere des
Geheimschutzes oder zur Wahrung von Fabrikations-, Betriebs- oder Geschéaftsgeheimnissen geboten
ist. Es ist daher im Interesse des Bewerbers oder Bieters, bereits mit der Abgabe des Teilnahmeantrags
oder Angebotes eine entsprechende Kennzeichnung der Stellen vorzunehmen, die Fabrikations-,
Betriebs- oder Geschéaftsgeheimnisse enthalten.
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Checkliste

Mit dem Angebot sind folgende Unterlagen durch den Bieter einzureichen:

rnv

Mit gutem Gefih! unterwegs.

Dokument / Vertragsbestandteil

Vom Auftraggeber

Vom Bewerber ausgefllt mit

zur Verflgung dem Teilnahmeantrag
gestellte einzureichen
Unterlage
Angebotsschreiben X X
Ausgefulltes Preisblatt X X (Auf der Vergabeplattform)
Eigenerklarung EU-Russland-Sanktionen X X (Auf der Vergabeplattform)
Beantwortung Kriterienkatalog X X (Auf der Vergabeplattform)
Versicherungsnachweis oder Nachweis uber
Versicherungsabschluss im Auftragsfall der ] X
Versicherung
Formblatt Nachunternehmer (bei Bedarf) X X (Auf der Vergabeplattform)
Formblatt Allgemeine Angaben X [X] (Auf der Vergabeplattform)

bei Einzelbieter

Zusatzlich bei Bewerbergemeinschaft und durch die weiteren Mitglieder auszufiillen:

Versicherung

Vertragsbestandteil Vom Auftraggeber | Vom Bewerber/Mitglieder
zur Verfugung Bewerbergemeinschaft
gestellte ausgefllt mit dem
Unterlage Teilnahmeantrag einzureichen
B.l.1. - Bietergemeinschaftserklarung X D Alle Mitglieder
B.IV.1. — Eigenerkldrung Ausschlussgriinde 2 X Je weiterem Mitglied
Eigenerklarung EU-Russland-Sanktionen X X Je Mitglied
Kriterienkatalog (Gekennzeichnet mit
Bewerbergemeinschaft) X X (Auf der Vergabeplattform)
Versicherungsnachweis oder Nachweis Uber
Versicherungsabschluss im Auftragsfall der ] X Je Mitglied
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- N
\ ¥ 4
v r

Mit gutem Gefih! unterwegs.

Zusatzlich bei einer Eignungsleihe durch die Unternehmen auszufiillen, bei denen die Eignung

geliehen werden soll:

Vertragsbestandteil

Vom Auftraggeber

Vom Bewerber/Mitglieder

zur Verflgung Bewerbergemeinschaft
gestellte ausgefllt mit dem
Unterlage Teilnahmeantrag einzureichen
B.IV.1. — Eigenerkldrung Ausschlussgriinde X X Je Eignungsgeber
B.IX.1 — Verpflichtung von qualifizierten .
Nachunternehmer X X Je Eignungsgeber
Eigenerklarung EU-Russland-Sanktionen X X Je Eignungsgeber
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Hinweise zum Datenschutz

Informationen zur Erhebung personenbezogener Daten nach Artikel 13, 14 Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO)

Wichtiger Hinweis an Bieter als Arbeitgeber:

Wir verarbeiten im Rahmen des Vergabeverfahrens die personenbezogenen Daten von
Mitarbeitern Ihres Unternehmens, aus denjenigen Unterlagen, die Sie im Vergabeverfahren
an uns uUbermitteln (insbesondere Teilnahmeantrdge und Angebote). Im Hinblick auf die
insoweit von lhnen an uns Ubersandten Informationen zu Mitarbeitern Ihres Unternehmens
delegieren wir hiermit unsere Informationspflichten gemaR den Artt. 13 und 14 DSGVO
gegenuber den betroffenen Personen auf Sie als Bieter. Wir bitten Sie deshalb, dieses
Hinweisblatt vor der Ubermittlung solcher Unterlagen allen betroffenen Beschéftigten aus-
zuhandigen.

1. Einleitung

Die im Rahmen des Vergabeverfahrens zur Beschaffung von Kraftstoffen bei der rnv Rhein-
Neckar-Verkehr GmbH (,rnv*, ,wir‘ und ,uns“) einzureichenden Dokumente enthalten personen-
bezogene Daten, die fur die Kommunikation und fur die Entscheidungsfindung im Vergabever-
fahren erforderlich sind. Der Schutz dieser Daten ist uns wichtig. Wir verarbeiten sie daher mit
groRtmoglicher Sorgfalt und in Einklang mit den gesetzlichen Bestimmungen.

Nachfolgend informieren wir Sie gemaR den Vorgaben der Artt. 13 und 14 der Europaischen
Datenschutzgrundverordnung (,DSGVO*) uber die Verarbeitung lhrer personenbezogenen
Daten durch uns und die Ihnen nach den datenschutzrechtlichen Regelungen zustehenden
Anspriche und Rechte als Betroffener.

2. Wer ist fiir die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich
wenden?

Verantwortlicher im Sinne der DSGVO:

rnv Rhein-Neckar-Verkehr GmbH
Méohlstrale 27

68165 Mannheim

Tel.: 0621-465-0

E-Mail: kundenservice@rnv-online.de

Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten:

CTM-COM GmbH

Herr Mentges

Marienburgstrafl3e 27

64297 Darmstadt

Tel.: 06154-57605 111

E-Mail: datenschutz@ctm-com.de oder datenschutz@rnv-online.de

3. Welche Quellen und Daten nutzen wir?

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen des Vergabeverfahrens von lhnen
oder lhrem Arbeitgeber erhalten. Das sind insbesondere die Daten aus Teilnahmeantrdgen oder
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Informationen zur Erhebung personenbezogener Daten nach Artikel 13, 14 Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO)

Angeboten, die im Vergabeverfahren gefordert und einzureichen sind. RegelmaRig handelt es sich
dabei um:

= dienstliche Kontaktdaten von Ihnen als Einzelunternehmer oder Mitarbeiter Ihres Arbeitge-
bers, wie Vor- und Nachname, Position im Unternehmen, berufliche Telefonnummer und E-
Mail-Adresse,

= Angaben zu Ihrem beruflichen Werdegang und Ihrer beruflichen Qualifikation, wie Lebens-
ldufe, Berufsabschlisse und persénliche Berufserfahrungen.

Dartber hinaus verarbeiten wir — soweit fur das Vergabeverfahren erforderlich — personenbezogene
Daten, die wir aus 6ffentlich zuganglichen Quellen wie Handels- und Vereinsregister, Gewerbezent-
ralregister bzw. Wettbewerbsregister, Presse, Internet zulassigerweise erheben dirfen oder die uns
von anderen Behérden des Bundes und der Lander oder von sonstigen Dritten (z.B. Auskunfteien)
berechtigt Gbermittelt werden.

Wir erheben daruber hinaus personenbezogene Daten, z.B. im Zusammenhang mit Bedarfserhe-
bungen, Beschaffungsvorhaben, Teilnahmeantragen, Angeboten, Fragen, welche z.B. uber Web-
formulare in eVergabeplattformen oder per E-Mail an uns Ubermittelt werden, Daten aus der Erful-
lung unserer vertraglichen Verpflichtungen (z.B. Zahlungsverkehr) sowie Dokumentationsdaten (z.B.
Uber Fragen und Antworten zu unseren Vergabeverfahren).

4. Wofiir verarbeiten wir lhre Daten (Zweck der Verarbeitung) und auf welcher
Rechtsgrundlage?

Wir verarbeiten lhre personenbezogenen Daten im Einklang mit den Bestimmungen der Daten-
schutzgrundverordnung (,DSGVO*) und — soweit anwendbar — des Bundesdatenschutzgesetzes
(,BDSG") sowie gegebenenfalls weiteren anwendbaren Datenschutzbestimmungen.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt zum Zweck der rechtmaRigen Durchfih-
rung und Verwaltung des Vergabeverfahrens, im Einzelnen zur:

= Einhaltung der geltenden vergaberechtlichen Vorschriften, insbesondere der Vergabe-
grundsatze des Wettbewerbs, der Transparenz, der Wirtschaftlichkeit, der Verhaltnis-
maRigkeit, der Gleichbehandlung

= Prufung und Beantwortung von Fragen und Hinweisen von Bietern im Vergabeverfah-
ren

= Prufung und Wertung von Interessensbekundungen, Interessensbestéatigungen, Teil-
nahmeantragen und Angeboten im Vergabeverfahren, insbesondere auf vergaberecht-
liche Ausschlussgrinde

= Dokumentation des Vergabeverfahrens

= Fihrung einer sachdienlichen Kommunikation wahrend des Vergabeverfahrens.

Soweit die Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten zur Durchfuhrung der fur uns ver-
pflichtenden Eignungsprufung (insbesondere Angaben zur Befahigung und gegebenenfalls
Erlaubnis zur Berufsausibung sowie zur technischen und beruflichen Leistungsfahigkeit) und
fur die Prufung zwingender Ausschlussgriinde wegen eines Verstol3es gegen bestimmte Straf-
vorschriften erfolgt, ist diese gemaR Art. 6 Absatz 1 Satz 1 lit. ¢), Absatz 3 DSGVO in Verbin-
dung mit den §§ 122 und 123 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen (,GWB*) zur
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grundverordnung (DSGVO)

Erfullung dieser rechtlichen Verpflichtungen zulassig.

Im Ubrigen ist die Rechtsgrundlage der Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten im Rah-
men des Vergabeverfahrens Art. 6 Absatz 1 Satz 1 lit. f) DSGVO. Diese Vorschrift gestattet uns
die Verarbeitung personenbezogener Daten, soweit dies zur Wahrung unserer berechtigten
Interessen oder der Interessen eines Dritten erforderlich ist, sofern nicht die Interessen oder
Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Personen, die den Schutz personenbezoge-
ner Daten erforderlich machen, Gberwiegen. Unser berechtigtes Interesse besteht in der ord-
nungsgemafen Durchfihrung des Vergabeverfahrens unter Beachtung der insoweit geltenden
gesetzlichen Vorgaben.

5. Wer bekommt lhre Daten?

Eine Weitergabe Ihrer Daten erfolgt nur, soweit eine Rechtsgrundlage dies gestattet. Ihre per-
sonenbezogenen Daten werden — soweit erforderlich und zulassig — weitergegeben an:

= Bundesamt fur Justiz zur Einholung von Gewerbezentralregister-Auskunften gem. §
150a GewO

= zustandige Stellen fur vergaberechtliche relevante Register (z.B. Wettbewerbsregister,
Transparenzregister)

= zustandige Stellen zur Einholung von Auskinften betreffend das Vorliegen von verga-
berechtlichen Ausschlussgriinden

= Referenzgeber zur Uberpriifung von Referenzen

= Sicherheits- und Ordnungsbehérden zur Uberpriifung etwaiger bewachungsrechtlicher
Voraussetzungen

= mit der Beratung oder Unterstiutzung im Vergabeverfahren beauftragte Dritte (z.B. Inge-
nieurburos, Beratungsunternehmen, Rechtsanwaltskanzleien)

= Teilnehmer am Vergabeverfahren zur Information tber die Vergabeentscheidung

= Instanzen fur die Nachprifung von Vergabeverfahren und die dort beteiligten Parteien

= Rechnungsprifungs-, Revisions- und Kontrollinstanzen.

Soweit wir mit Auftragsverarbeitern zusammenarbeiten, werden |hre Daten an diese weitergege-
ben. Auftragsverarbeiter sind Unternehmen, die wir im gesetzlich vorgesehenen Rahmen (Art. 28
DSGVO) mit der Verarbeitung von Daten beauftragen (Dienstleister, Erfullungsgehilfen) und ent-
sprechend anweisen. Wir bleiben auch in diesem Fall weiterhin fur den Schutz Ihrer personenbezo-
genen Daten verantwortlich. Beauftragt werden diese Unternehmen von uns insbesondere in fol-
genden Bereichen:

= Bereitstellung und Betrieb der im Vergabeverfahren eingesetzten eVergabeplattformen
= ggdf. Digitalisierung von in Papierform im Vergabeverfahren eingereichten Unterlagen.

6. Wie lange werden lhre Daten gespeichert?

lhre Daten werden nach der Erhebung so lange gespeichert, wie dies zur Durchfiihrung des
Vergabeverfahrens und unter Beachtung der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen erforderlich ist.
Als Bestandteil der Dokumentation des Vergabeverfahrens fallen Ihre Daten unter die Aufbe-
wahrungsfristen gemalR § 8 Abs. 4 VgV (bis zum Ende der Laufzeit des Vertrages oder Rah-
menvertrages, mindestens jedoch fur drei Jahre ab dem Tag des Zuschlages) oder im Fall einer
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Unterschwellenvergabe gemaR § 6 Abs. 2 UVgO (mindestens drei Jahre ab dem Tag des Zu-
schlags).

Daruber hinaus kénnen fir uns abweichende Aufbewahrungsfristen gelten, die in Rechts- und
Verwaltungsvorschriften wie denjenigen zur Bundeshaushaltsordnung festgelegt sind. Geman
diesen Vorschriften kann eine Speicherung lhrer personenbezogenen Daten fur einen Zeitraum
von bis zu zehn Jahren erforderlich sein.

Soweit nach Beendigung des Vergabeverfahrens durch |hr Unternehmen oder durch uns noch An-
spruche bestehen oder geltend gemacht werden, werden lhre personenbezogenen Daten jedoch erst
dann geldscht, wenn diese Anspriiche abschlieRend geklart sind, spatestens jedoch mit Ablauf der
gesetzlichen Verjahrungsfrist. GemaR den §§ 195 ff. des Burgerlichen Gesetzbuches (,BGB*) kénnen
diese Verjahrungsfristen bis zu 30 Jahre betragen, wobei die regelmaRige Verjahrungsfrist drei Jahre
betragt.

Sofern die Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten fiir die vorgenannten Zwecke nicht mehr
erforderlich ist, I6schen wir diese.

7. Werden Daten in ein Drittland oder an eine internationale Organisation libermittelt?

Eine Datenubermittlung in Drittlander (Staaten aulerhalb der europaischen Union und des Eu-
ropaischen Wirtschaftsraums - EWR) oder an eine internationale Organisation findet nicht
statt.

8. Welche Rechte haben Sie?

Sie haben unter den jeweiligen gesetzlichen Voraussetzungen uns gegeniber folgende Rech-
te:

a. Recht auf Auskunft (Art. 15 DSGVO)

Gemal Art. 15 DSGVO haben Sie das Recht, von uns eine Bestatigung dartber zu verlangen,
ob wir personenbezogene Daten verarbeiten, die Sie betreffen. Ist dies der Fall, so haben Sie
ein Recht auf detaillierte Auskunft Gber die Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten. Die
Auskunftserteilung kann in begriindeten Einzelfallen auf Grundlage des Art. 12 Abs. 5 Satz 2 lit.
b) DSGVO oder der in § 34 BDSG geregelten Falle abgelehnt werden.

b. Recht auf Berichtigung (Art. 16 DSGVO)

Sie kénnen von uns die unverzigliche Berichtigung unrichtiger Daten verlangen, die Sie betref-
fen. Unter Beriicksichtigung der Zwecke der Verarbeitung haben Sie zudem das Recht, die
Vervollstandigung unvollstandiger personenbezogener Daten — auch mittels einer erganzenden
Erkl&rung — zu verlangen.

c. Recht auf L6schung oder ,,Recht auf Vergessenwerden® (Art. 17 DSGVO)

Sie haben unter den in Art. 17 DSGVO genannten Voraussetzungen das Recht auf Léschung

lhrer personenbezogenen Daten. Dieses Recht ist in den in Artikel 17 Abs. 3 DSGVO genann-
ten Fallen eingeschrankt.
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d. Recht auf Einschrankung der Verarbeitung (Art. 18 DSGVO)

Sie haben unter den in Art. 18 DSGVO genannten Voraussetzungen das Recht auf Einschran-
kung der Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten, u.a. wenn und solange Uneinigkeit
Uber die Richtigkeit Ihrer Daten besteht, Sie eine Léschung der Daten ablehnen oder Sie Wi-
derspruch gegen die Verarbeitung einlegen und noch nicht feststeht, ob unsere berechtigten
Interessen Uberwiegen.

e. Recht auf Dateniibertragbarkeit (Art. 20 DSGVO)

Soweit eine Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten durch uns ausnahmsweise auf lhrer
freiwillig erteilten und jederzeit widerrufbaren Einwilligung oder einem Vertrag gemaR Art. 6
Abs. 1 Satz 1 lit. b) DSGVO beruht, kénnen Sie bei Vorliegen der in Art. 20 DSGVO genannten
Voraussetzungen auch die Herausgabe der im Rahmen des Vergabeverfahrens bereitgestell-
ten personenbezogenen Daten oder deren Ubermittiung an einen anderen Verantwortlichen
verlangen (Recht auf Dateniibertragbarkeit).

f. Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehdrde (Art. 77 DSGVO)

Ferner haben Sie das Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehérde insbesondere in dem
EU-Mitgliedstaat ihres Aufenthaltsorts, Ihres Arbeitsplatzes oder des Ortes des mutmaRlichen
VerstoRRes, wenn Sie der Ansicht sind, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden Daten gegen
die DSGVO oder andere Datenschutzvorschriften verstoRt.

Die Anschrift der fur die rnv zustédndigen Aufsichtsbehérde lautet:

Landesbeauftragter fur den Datenschutz und die Informationsfreiheit
KénigstralRe 10a

70173 Stuttgart

Tel: 0711 61 55 41-0

E-Mail: poststelle@Ifdi.owl.de

Weitere verwaltungsrechtliche oder gerichtliche Rechtsbehelfe, die Ihnen méglicherweise zu-
stehen, bleiben hiervon unberuhrt.

9. Besteht fiir Sie eine Pflicht zur Bereitstellung von Daten?

Im Rahmen des Vergabeverfahrens missen diejenigen lhrer personenbezogenen Daten bereit-
gestellt werden, die fur die Durchfihrung und Verwaltung eines rechtmaRigen Vergabeverfah-
rens und der damit verbundenen vergaberechtlichen Rechte und Pflichten von uns als &ffentli-
chem Auftraggeber erforderlich sind.

Ohne diese Daten wird die rechtmafige Durchfihrung und Verwaltung des Vergabeverfahrens
gefahrdet.

Seite 5 von 6
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Hinweise zum Datenschutz

Informationen zur Erhebung personenbezogener Daten nach Artikel 13, 14 Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO)

10. Inwieweit gibt es eine automatisierte Entscheidungsfindung im Einzelfall?

Zur Durchfuhrung und Verwaltung des Vergabeverfahrens findet grundsatzlich keine vollauto-
matisierte Entscheidungsfindung gemafR Art. 22 DSGVO statt. Sollten wir diese Verfahren in
Einzelfallen einsetzen, werden wir Sie hiertiber gesondert informieren.

Widerspruchsrecht geméaR Art. 21 DSGVO

Sie haben zudem das Recht, aus Griinden, die sich aus lhrer besonderen Situation ergeben, jederzeit
gegen die Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten, die gemaR Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. f) DSGVO
(Datenverarbeitung auf der Grundlage einer Interessenabwigung) erfolgt, Widerspruch gemaR Art. 21
Abs. 1 DSGVO einzulegen. Dies gilt auch fiir ein etwa auf diese Bestimmung gestiitztes Profiling im Sin-
ne von Art. 4 Nr. 4 DSGVO.

Legen Sie Widerspruch ein, werden wir lhre personenbezogenen Daten nicht mehr verarbeiten; es sei
denn, wir kdnnen zwingende schutzwiirdige Griinde fiir die Verarbeitung nachweisen, die lhre Interessen,
Rechte und Freiheiten iliberwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausiibung oder
Verteidigung von Rechtsanspriichen.

Der Widerspruch ist formfrei méglich und an die unter Ziffer 2 angegebenen Kontaktdaten zu richten.

Seite 6 von 6
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Vertrag Uber die Lieferung von Kraftstoffen und AdBlue

Vertrag uiber die Lieferung von Kraftstoffen und AdBlue

zwischen der

Rhein Neckar Verkehr GmbH
Mohlstr. 27
68165 Mannheim

- nachfolgend ,,AG" genannt -

und

Auftragnehmer

- nachfolgend ,,AN" genannt -

Seite 1

21



Vertrag Uber die Lieferung von Kraftstoffen und AdBlue
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Vertrag Uber die Lieferung von Kraftstoffen und AdBlue

§1 Vertragsgegenstand

Gegenstand des Vertrags ist die Lieferung von Dieselkraftstoff (RNV Mat.-Nr. 100994), Super E5 (95
Oktan) (RNV Mat.-Nr. 100993) und AdBlue (RNV Mat.-Nr. 102547) durch den AN an die in der
Anlage 1 zu diesem Vertrag genannten Standorte des AG.

§ 2 Vertragsbestandteile

Die Vertragsbestandteile gelten in der nachstehend aufgefiihrter Reihenfolge:

PwnNe

Die Vergabeunterlagen des AG aus der EU-weiten Ausschreibung.

Die Geschéaftsbedingungen des AG — Anlage 3

Die Allgemeinen Vertragsbedingungen fur die Ausfiihrung von Leistungen (VOL/B).
Das Angebot des AN.

Die Geltung der Allgemeinen Verkaufs- und Lieferbedingungen des AN ist ausgeschlossen.

§3
(1)

(2)

(3)
(4)

§4

(1)
(2)

(3)

§5
(1)

(2)

Bedarfsmengen

Aufgrund der Anderung der Antriebstechnik der vom AG eingesetzten Fahrzeuge in den
nachsten Jahren lassen sich die Bedarfsmengen des AG an Kraftstoffen und AdBlue nur
unzureichend prognostizieren. Bei den Bedarfsmengen handelt sich um unverbindliche
Anhaltswerte seitens des AG.

Es besteht keine Bestell- oder Abnahmeverpflichtung der Bedarfsmengen im Vertragsfall.
Die Abnahmeverpflichtung besteht nur fiir tatsachlich bestellte Mengen. Eine
Preisanpassung des AN bei Nichtabnahme der Gesamtmenge ist ausgeschlossen.

Darlber hinaus berechtigen Arbeitskampfe sowie sonstige Falle hoherer Gewalt eine
angemessene Vertragsanpassung oder Freistellung von der Abnahmepflicht zu verlangen.
Bestellungen, Abschlisse und Lieferabrufe bediirfen der Schriftform. Ohne Unterzeichnung
giiltig sind Ubermittlungen der Datenferniibertragung per E-Mail.

Vertragsdauer

Die Grundvertragslaufzeit beginnt am 01.01.2027 und endet am 31.12.2027.
Verlangerungsoption des AG: Der AG hat das Recht den Vertrag einmal um ein Jahr zu
verlangern. Der AG muss dem AN die Verlangerung vier Monate vor Ablauf der
Vertragslaufzeit dem AN mitteilen. Der Vertrag endet spatestens am 31.12.2028.

Der Vertrag wird mit Zuschlag auf das Angebot des AN wirksam.

Produktspezifikationen

Der AN garantiert bei Lieferung folgende Produktspezifikationen:

o Dieselkraftstoff gem. DIN EN 590 mit 10 ppm Schwefel inkl. Detergentadditiv CEC-F-23A-
01 und mit einer Filtrierbarkeit (CFPP) fiir

- Sommerware (15.04-30.09) von 0°C

- Ubergangsware (01.10.-15.11./01.03.-14.04) von -13°C

- Winterware (16.11.-28.02/29.02) von -22°C.

e Superkraftstoff E5 (Super ROZ 95 schwefelfrei) gem. DIN EN 228.

e AdBlue (Harnstoff) gem. DIN 70070.

Anderungen der DIN oder der internen Lieferanten-Spezifikation sind dem AG unverziiglich

bekannt zu geben.

Seite 3
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Vertrag Uber die Lieferung von Kraftstoffen und AdBlue

(3)

§6
(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

§7
(1)

Sicherheitsdatenblatter werden nach Vertragsabschluss vom AN und, falls notwendig, bei
Anderungen innerhalb der Vertragslaufzeit, automatisch kostenfrei vom AN bereitgestellt.

Vorgaben zur Anlieferung

Super- und Dieselkraftstoff ,Belieferung frachtfrei Warenempfangsstelle”:

a) Die Ermittlung der zu fakturierenden Mengen erfolgt am Stralentankwagen mittels
Produktabgabe liber TKZ (Temperatur Kompensierender Zahler) auf eine
Warentemperatur von +15°C.

b) Vor Abladung ist ein Null-Bondruck zu erstellen.

¢) MaBgeblich fir die Fakturierung ist die nach Abladung auf dem Lieferschein mittels
Bondruck anzugebende Ablademenge.

AdBlue (Harnstoff)

a) ,Belieferung frachtfrei Warenempfangsstelle”

b) Die Ermittlung der zu fakturierenden Mengen erfolgt an der Verladeanlage.

Wird die gesamte auf den StralRentankwagen geladene Menge an eine Warenempfangsstelle

geliefert, ist fur die Fakturierung der Ladebeleg maRgeblich.

Erfolgt von der auf den StraRentankwagen geladenen Menge nur eine Teilabladung, ist fiir

die Fakturierung der dann zu erstellende Bon-Druck fiir die Anlieferung maRgeblich.

Fir diesen Fall ist vor Abladung ein Null-Bon-Druck zu erstellen.

Fir jede Anlieferung ist ein physischer Lieferschein in Papierform mitzufiihren und bei

Entladung vorzulegen. Ein ausschlieBlich elektronischer Lieferschein ist nicht zulassig. Der

Lieferschein ist durch den AG bei Entladung zu unterzeichnen. Ohne Vorlage eines

physischen Lieferscheins und dessen Unterzeichnung durch den AG gilt die Lieferung als

nicht erfolgt und ist nicht abrechnungsfahig.

Firr den Dieselkraftstoff gilt: Je Lieferfahrt des AN kann die Anlieferung bei bis zu zwei

Standorten des AG ohne Mehrkosten erfolgen. Der AG wird in der Regel eine komplette

Tanklastzugladung abnehmen (bis zu 28.000 Liter). Zu den Anlieferstandorten und deren

Besonderheiten (z. B. Einschrankungen bei der Anlieferung, Anlieferzeiten) siehe Anlage 1.

Preisermittlung Dieselkraftstoff und Super (E5)

Die Abrechnung der Lieferung von Dieselkraftstoff und Super (E5) erfolgt auf Basis folgender

Preisermittlung:

a) Belieferung frachtfrei Warenempfangsstelle mittels Formelpreis.

b) Tag der Bestellung gemal nationaler Publikation ,,OMR Qil-Market-Report” und der
darin enthaltenen Preisreferenz gem. OMR Oil Market Report Daily Review, Inland-
Quotations in EURO/100I, Region: ,,Rhein-Main“, ausgehend von der Preisangabe
,mean”, fur die Produkte:

- Diesel = Dieselkraftstoff und
- Premium (E5) = Superkraftstoff (ROZ 95).

Seite 4
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Vertrag Uber die Lieferung von Kraftstoffen und AdBlue

(2)

(3)

(4)

§8

Der so ermittelte Preis wird mit den Auf- oder Abschldagen gem. Preisblatt des AN ergdnzt.
Formel:

[OMR-mean je Produkt] + [Auf- oder Abschlag] (Ausfuhrfracht, Sonstiger Aufschlag) in Euro
per 100 Liter = Endpreis fiir Lieferungen bis max. 28.000 Liter.

Dem AG sind, z. B. fiir wiederkehrende Rechnungspriifungen, werktaglich Informationen zur
vereinbarten Preisformel je Abrechnungszeitraum detailliert und kostenfrei bereitzustellen.
Beispiel: Tagesnotierungen des OMR, Aufschlage.

Der AN wird taglich die Preise des Vortages mit dem Formular in Anlage 2 - Tagliche
Preisinformation OMR an alle vom AG benannten Ansprechpartner per E-Mail verteilen.
Den jeweiligen Preisen ist die jeweils gesetzlich giiltige Mehrwertsteuer (Umsatzsteuer) hin-
zuzurechnen.

Preisermittlung AdBlue (Harnstoff)

Der vom AN angebotene Preis ist ein Festpreis. Eine Preisanpassung findet nicht statt.

§9
(1)

(2)

(3)

Lieferzeiten, Vertragsstrafe, Sicherheitsgerechte Belieferung

Lieferzeiten werden zwischen dem AN und den Verbrauchsstellen des AG individuell
abgestimmt. Soweit nichts anderes vereinbart ist, erfolgt bei einer Bestellung bis 14.00 Uhr
eines Tages eine Belieferung durch den AN spatestens am zweiten folgenden Werktag
(Werktag = Montag bis Freitag).

Die in Anlage 1 festgelegten Einfuhrzeiten sind verbindlich einzuhalten. Verst6Rt der AN aus
Grinden, die er zu vertreten hat, gegen die vorgegebenen Einfuhrzeiten, dokumentiert der
AG den Verstol3 und informiert den AN hierlber.

Ab dem vierten vom AN zu vertretenden Verstol} innerhalb eines Vertragsjahres ist flr jeden
weiteren VerstoR eine Vertragsstrafe in Hohe von 150,00 EUR je Einzelfall zu zahlen.

Die Vertragsstrafe dient dem Ausgleich der dem AG durch die Nichteinhaltung der
Einfuhrzeiten entstehenden zusatzlichen Personal- und Prozessaufwande. Die
Geltendmachung eines dariber hinausgehenden Schadens bleibt unberiihrt. Bereits
gezahlte Vertragsstrafen werden auf einen entsprechenden Schadensersatzanspruch
angerechnet.

Die Vertragsstrafe entfdllt, wenn der AN nachweist, dass er den VerstoR nicht zu vertreten
hat, insbesondere bei hoherer Gewalt oder anderen unabwendbaren Ereignissen.

Zur Sicherstellung einer ,,Sicherheitsgerechten Belieferung" wird jede Warenempfangsstelle
vor vertraglicher Belieferung einer Begehung durch den AN unterzogen. Mangel sind dem
AG mit dem Hinweis, ob weiterhin bzw. ab wann (im Fall von Méangelbeseitigung) wieder
Anlieferungen erfolgen kénnen, zu melden.

§ 10 Zahlungsbedingungen

(1)

Zahlungen erfolgen durch Uberweisung auf das in der Rechnung genannte Konto des AN. Die
Zahlungsfrist betragt 30 Tage nach Rechnungseingang beim AG im Sinne von § 11.
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§11
(1)

(2)

(3)
(4)

(5)

§12

(1)
(2)

(3)
(4)
(5)

§13
(1)

(2)

§14
(1)

Rechnungsstellung

Die Rechnung ist an folgende Adresse zu stellen:

Rhein-Neckar-Verkehr GmbH
Rechnungswesen

Mohlstr. 27

68165 Mannheim

In die Rechnung sind unter Einhaltung der umsatzsteuerlichen Vorschriften aufzunehmen:
Die auftraggebende Stelle, Tag und Geschaftszeichen des Lieferscheins, die Liefermengen,
die Bestellnummer des AG, die vom Finanzamt erteilte Steuernummer oder die USt.-
Identnummer des AN, die Empfangsstelle und die Bezeichnung der Liefergiter.

Der in dem Vertrag gemals § 7 angegebene Preis ist ein Formelpreis. Formelpreise schlielen
Nachforderungen aus. Der Preis ist ein Nettopreis.

Der in dem Vertrag gemall § 8 angegebene Preis ist ein Festpreis. Festpreise schlieffen
Nachforderungen aus. Der Preis ist ein Nettopreis.

Die Verglitung der Umsatzsteuer setzt voraus, dass der AN nach den jeweiligen gesetzlichen
Vorschriften berechtigt und verpflichtet ist, die Steuer gesondert zu erheben und die Steuer
in der Rechnung gesondert ausgewiesen wird.

Forderungsabtretung, Zuriickbehaltungsrecht, Aufrechnung

Dem AN ist es untersagt, seine Forderung gegen den AG an Dritte abzutreten.

Beide Parteien sind berechtigt, ohne Zustimmung der jeweils anderen Partei die Rechte und
Pflichten aus dem Vertrag auf verbundene Unternehmen gemaf® § 15 AktG zu libertragen,
mit der Maligabe, dass alle in diesem Vertrag eingegangenen Verpflichtungen
uneingeschrankt vom Rechtsnachfolger Gbernommen werden. Veranderungen werden dem
jeweiligen Vertragspartner unverziglich schriftlich mitgeteilt.

Dem AN stehen keine Zuriickbehaltungsrechte zu, soweit sie auf Gegenanspriichen aus
anderen Rechtsgeschaften mit dem AG herriihren.

Beide Parteien konnen nur mit solchen Forderungen aufrechnen, die unbestritten oder
rechtskraftig festgestellt worden sind.

Dem AG stehen die Aufrechnungs- und Zurilickbehaltungsrechte ungekiirzt zu.

Sonstiges

Treten wahrend der Vertragsdauer Veranderungen bei der Energiesteuer (Mineraldlsteuer),
EBV, Treibhausminderungsquote (Bundesimmissionsschutzgesetz),
StraBenbenutzungsgeblhr (MAUT) oder bei sonstigen behérdlichen bzw. fiskalischen
Abgaben Belastungen/Veranderungen ein, verandern sich die Vertragspreise gleichermalen.
Der AN informiert den AG umgehend im Falle einer solchen Verdanderung.

Sofern fiir eine solche Veranderung keine preislichen Vorgaben durch eine ibergeordnete
Behorde festgesetzt sind, vereinbaren AG und AN einvernehmlich eine marktiibliche
Regelung.

Salvatorische Klausel

Sollten hier genannte Bedingungen rechtsunwirksam sein oder werden oder sollte sich in
den Ausschreibungs- und Zuschlagsunterlagen eine Liicke herausstellen, wird hierdurch die
Gultigkeit der Ubrigen Bedingungen nicht berihrt. Die unwirksame Bedingung wird in
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diesem Falle so umgedeutet oder ergdnzt, dass der mit der unwirksamen Bedingung
beabsichtigte Zweck weitestgehend erreicht wird.

§ 15 Gerichtsstand

(2) Gerichtsstand ist Mannheim. Es gilt ausschlieRlich deutsches Recht.

Mannheim, der Stadt, der
Auftraggeber (AG) Auftragnehmer (AN)
Anlagen:

Anlage 1: Hinweise zu den Anlieferstandorten der Rhein-Neckar-Verkehr GmbH
Anlage 2: Tagliche Preisinformation OMR

Anlage 3: Geschaftsbedingungen Einkauf fir alle Gesellschaften der rnv-Gruppe

Seite 7
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Anlieferungsorte Rhein-Neckar-Verkehr GmbH

Adresse Kraftstoff Offnungszeiten Einfuhrzeiten
Schlachthofstr. Diesel Mat.-Nr. 111753 6:30—14:30 6:30-13:30
68165 Mannheim Erdtank Kapazitat
Ansprechpartner: 100.000 Ltr.
wird nach Zuschlag
bekannt gegeben AdBlue Mat.-Nr. 312000
Standtank Kapazitat
4.500 Ltr.
Rebenstr. 13b Diesel Mat.-Nr. 111753 7:30-15:00 7:30-14:00
68309 Mannheim Erdtank Kapazitat
Ansprechpartner: 5.000 Ltr.
wird nach Zuschlag
bekannt gegeben Super E5 Mat.-Nr. 111752
Erdtank
Hauptstr. 320 Diesel Mat.-Nr. 111753 7:00-14:30 7:00-13:30
67067 Ludwigshafen Erdtank Kapazitat
Ansprechpartner: 150.000 Ltr.
wird nach Zuschlag
bekannt gegeben Super E5 Mat.-Nr. 111752
Erdtank
AdBlue Mat.-Nr. 312000
Standtank Kapazitat
5.000 Ltr.
Bergheimerstr. 155 Diesel Mat.-Nr. 111753 7:00-14:30 7:00-13:30
69115 Heidelberg Erdtank Kapazitat
Ansprechpartner: 160.000 Ltr.
wird nach Zuschlag
bekannt gegeben AdBlue Mat.-Nr. 312000
Standtank Kapazitat
5.000 Ltr.

Anlieferung Diesel:
An den Standorten Heidelberg, Ludwigshafen und Mannheim jeweils max. 32.000 Ltr.,
Rebenstr. Mannheim ca. 4.000 Ltr. nur in Verbindung mit Schlachthofstr. Mannheim 28.000 Ltr.

Super E5: max. 2.500 Ltr.
AdBlue: zwischen 3 —4.000 Ltr.
Besonderheiten:

Anlieferung am Standort Rebenstr. (Mannheim-Kafertal) es kann kein Sattelzug genutzt werden,
ausschlieBlich Anhangerfahrzeug.

Disposition:
Ansprechpartner wird nach Zuschlag bekannt gegeben
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Preisinformationen per E-Mail:
wird nach Zuschlag bekannt
gegeben

Betriebsstérungen:
wird nach Zuschlag bekannt gegeben

Buchhaltung:
Kontakt zur Kreditorenbuchhaltung wird nach Zuschlag bekannt gegeben
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Anlage 2 - Tagliche Preisinformation Platt's/OMR

Anlage 2: Tagliche Preisinformation (OMR)

OMR OMR
low high mean Auf- oder |Endpreis low high mean Auf- oder |Endpreis
Abschlag Abschlag
Datum Diesel Super E5
01.01.2027 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

20240716_Anlage_2_Tagliche Preisinformation_OMR
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Allgemeine Einkaufsbedingungen fiir Liefer- und Werkleistungen
fiir alle Gesellschaften der rnv-Gruppe

§ 1 Geltungsbereich

(1) Die vorliegenden Allgemeinen Einkaufsbedingungen fir Liefer- und Werkleistungen (AEB Liefer- und
Werkleistungen) gelten fur alle Geschaftsbeziehungen mit unseren Geschéftspartnern und Lieferanten
(Auftragnehmer®). Die AEB Liefer- und Werkleistungen gelten nur, wenn der Auftragnehmer Unterneh-
mer (§ 14 BGB), eine juristische Person des 6ffentlichen Rechts oder ein &ffentlich-rechtliches Sonder-
vermdgen ist.

(2) Die AEB Liefer- und Werkleistungen gelten insbesondere fiir Vertrage tber den Einkauf und/oder
die Lieferung beweglicher Sachen (,Ware“) an die rnv-Gruppe, ohne Rucksicht darauf, ob der Auftrag-
nehmer die Ware selbst herstellt oder bei Zulieferern einkauft (§§ 433, 650 BGB). Sofern nichts anderes
vereinbart, gelten die AEB Liefer- und Werkleistungen in der zum Zeitpunkt unserer Bestellung gultigen
bzw. jedenfalls in der zuletzt in Textform mitgeteilten Fassung als Rahmenvereinbarung auch fir gleich-
artige kunftige Vertrage, ohne dass wir in jedem Einzelfall wieder auf sie hinweisen mussten.

(3) Diese AEB Liefer- und Werkleistungen gelten ausschlieRlich. Abweichende, entgegenstehende oder
erganzende Allgemeine Geschaftsbedingungen des Auftragnehmers werden nur dann und insoweit
Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung ausdriicklich schriftlich zugestimmt haben. Dieses Zustim-
mungserfordernis gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn der Auftragnehmer im Rahmen der
Auftragsbestatigung auf seine AGB verweist und wir dem nicht ausdriicklich widersprechen.

(4) Individuelle Vereinbarungen (z. B. Rahmenliefervertrage, Qualitatssicherungsvereinbarungen) und
Angaben in unserer Bestellung haben Vorrang vor den AEB Liefer- und Werkleistungen. Handelsklau-
seln sind im Zweifel gemaf den von der Internationalen Handelskammer in Paris (ICC) herausgegebe-
nen Incoterms® in der bei Vertragsschluss gultigen Fassung auszulegen.

(5) Rechtserhebliche Erklarungen und Anzeigen des Auftragnehmers in Bezug auf den Vertrag (z. B.
Fristsetzung, Mahnung, Rucktritt) sind schriftlich abzugeben. Schriftlichkeit im Sinne dieser AEB Liefer-
und Werkleistungen schlieBt Schrift- und Textform (z. B. Brief, E-Mail, Telefax) ein. Gesetzliche Form-
vorschriften und weitere Nachweise, insbesondere bei Zweifeln uber die Legitimation des Erklarenden,
bleiben unberuhrt.

(6) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstellende Bedeutung. Auch ohne
eine derartige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in diesen AEB Liefer-
und Werkleistungen nicht unmittelbar abgeéandert oder ausdriicklich ausgeschlossen werden.

§ 2 Vertragsschluss

(1) Unsere Bestellung gilt frihestens mit schriftlicher Abgabe oder Bestatigung als verbindlich. Auf of-
fensichtliche Irrtimer (z. B. Schreib- und Rechenfehler) und Unvollstandigkeiten der Bestellung ein-
schlieRlich der Bestellunterlagen hat uns der Auftragnehmer zum Zwecke der Korrektur bzw. Vervoll-
stéandigung vor Annahme hinzuweisen; ansonsten gilt der Vertrag als nicht geschlossen.

(2) Der Auftragnehmer ist gehalten, unsere Bestellung innerhalb einer Frist von 1 Woche schriftlich zu
bestatigen oder insbesondere durch Versendung der Ware vorbehaltlos auszufiihren (Annahme).

§ 3 Lieferzeit und Verzug

(1) Die von uns in der Bestellung angegebene Lieferzeit ist bindend. Wenn die Lieferzeit in der Bestel-
lung nicht angegeben und auch nicht anderweitig vereinbart wurde, betragt sie 2 Wochen ab Vertrags-
schluss. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, uns unverziglich schriftlich in Kenntnis zu setzen, wenn er
vereinbarte Lieferzeiten — aus welchen Grinden auch immer — voraussichtlich nicht einhalten kann.

(2) Erbringt der Auftragnehmer seine Leistung nicht oder nicht innerhalb der vereinbarten Lieferzeit oder
kommt er in Verzug, so bestimmen sich unsere Rechte — insbesondere auf Ricktritt und Schadenser-
satz — nach den gesetzlichen Vorschriften. Die Regelungen in Abs. 3 bleiben unberuhrt.

(3) Ist der Auftragnehmer in Verzug, kénnen wir — neben weitergehenden gesetzlichen Anspriichen —
pauschalierten Ersatz unseres Verzugsschadens in H6he von 1 % des Nettopreises pro vollendeter
Kalenderwoche verlangen, insgesamt jedoch nicht mehr als 5 % des jeweiligen Auftragswerts. Uns
bleibt der Nachweis vorbehalten, dass ein héherer Schaden entstanden ist. Dem Auftragnehmer bleibt
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der Nachweis vorbehalten, dass tiberhaupt kein oder nur ein wesentlich geringerer Schaden entstanden
ist.

§ 4 Leistung, Lieferung, Gefahriibergang, Annahmeverzug

(1) Der Auftragnehmer ist ohne unsere vorherige schriftliche Zustimmung nicht berechtigt, die von ihm
geschuldete Leistung durch Dritte (z. B. Subunternehmer) erbringen zu lassen. Der Auftragnehmer tragt
das Beschaffungsrisiko fir seine Leistungen, wenn nicht im Einzelfall etwas anderes vereinbart ist
(z. B. Beschrankung auf Vorrat).

(2) Die Lieferung erfolgt innerhalb Deutschlands ,frei Haus” an den in der Bestellung angegebenen Ort.
Ist der Bestimmungsort nicht angegeben und nichts anderes vereinbart, so hat die Lieferung an unseren
Geschéftssitz in Mannheim, MéhlstraRe 27, zu erfolgen. Der jeweilige Bestimmungsort ist auch der Er-
fullungsort fur die Lieferung und eine etwaige Nacherfullung (Bringschuld).

(3) Der Lieferung ist ein Lieferschein unter Angabe von Datum (Ausstellung und Versand), Inhalt der
Lieferung (Artikelnummer und Anzahl) sowie unserer Bestellkennung (Datum und Nummer) beizulegen.
Fehlt der Lieferschein oder ist er unvollstandig, so haben wir hieraus resultierende Verzégerungen der
Bearbeitung und Bezahlung nicht zu vertreten. Getrennt vom Lieferschein ist uns eine entsprechende
Versandanzeige mit dem gleichen Inhalt zuzusenden.

(4) Die Gefahr des zufalligen Untergangs und der zufélligen Verschlechterung der Sache geht mit Uber-
gabe am Erfullungsort auf uns Gber. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese fiur den Gefahruber-
gang maBgebend. Auch im Ubrigen gelten bei einer Abnahme die gesetzlichen Vorschriften des Werk-
vertragsrechts entsprechend. Der Ubergabe bzw. Abnahme steht es gleich, wenn wir uns im Annahme-
verzug befinden.

(5) Fur den Eintritt unseres Annahmeverzuges gelten die gesetzlichen Vorschriften. Der Auftragnehmer
muss uns seine Leistung aber auch dann ausdrucklich anbieten, wenn fur eine Handlung oder Mitwir-
kung unsererseits (z. B. Beistellung von Material) eine bestimmte oder bestimmbare Kalenderzeit ver-
einbart ist. Geraten wir in Annahmeverzug, so kann der Auftragnehmer nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten Ersatz seiner Mehraufwendungen verlangen (§ 304 BGB). Betrifft der Vertrag eine vom Auftragneh-
mer herzustellende, unvertretbare Sache (Einzelanfertigung), so stehen dem Auftragnehmer weiterge-
hende Rechte nur zu, wenn wir uns zur Mitwirkung verpflichtet und das Unterbleiben der Mitwirkung zu
vertreten haben.

§ 5 Hohere Gewalt

Hoéhere Gewalt, Arbeitskdmpfe, unverschuldete Betriebsstérungen, Unruhen, Pandemien, behérdliche
MaRnahmen und sonstige fiir uns unabwendbare, nicht von uns schuldhaft herbeigefiihrte vergleichbare
Ereignisse berechtigen uns — unbeschadet unserer sonstigen Rechte -, die Annahme/Abnahme um die
Dauer der Behinderung zu verschieben, ohne dass dem Auftragnehmer hierdurch Anspriiche entstehen
oder, soweit sie nicht von unerheblicher Dauer sind und eine erhebliche Verringerung unseres Bedarfes
zur Folge haben, ganz oder teilweise vom Vertrag zurlickzutreten.

§ 6 Vertragsbeendigung aus wichtigem Grund, Vermégensverfall

(1) Wenn beim Auftragnehmer besondere Umstande eintreten, die die Lieferung oder die Fertigstellung
der geschuldeten Leistung oder die Erflllung einer sonstigen Verbindlichkeit gegeniiber uns geféhrden,
hat der Auftragnehmer uns hierliber unverziglich zu unterrichten. Besondere Umstande in diesem
Sinne liegen insbesondere vor, wenn eine wesentliche Verschlechterung der Vermégensverhaltnisse
des Auftragnehmers oder der Werthaltigkeit einer von ihm gestellten Sicherheit eintritt oder einzutreten
droht.

(2) Unbeschadet unserer gesetzlichen Rechte sind wir berechtigt, das Vertragsverhaltnis ohne Einhal-
tung von Fristen zu beenden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, der uns die Fortsetzung auch unter
Berlicksichtigung der berechtigten Belange des Auftragnehmers unzumutbar werden lasst. Die Beendi-
gung erfolgt im Falle von Dauerschuldverhaltnissen durch Kiindigung, andernfalls durch Ruicktritt vom
Vertrag. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn besondere Umstande im Sinne von Abs. 1
vorliegen, unabhangig davon, ob der Auftragnehmer seiner Informationspflicht gentigt hat oder nicht.

§ 7 Weitere Pflichten des Auftragnehmers

(1) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, im Zusammenhang mit dem Vertragsverhaltnis die jeweils fir ihn
maRgeblichen gesetzlichen Bestimmungen einzuhalten. Insbesondere sind alle einschldgigen Rechts-
vorschriften und Regelwerke bezuglich Unfallverhiitung, Arbeitnehmer- und Umweltschutz einzuhalten.
Unbeschadet sonstiger Verpflichtungen muss er die zehn Global-Compact-Prinzipien des United
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Nations Global Compact in Bezug auf Menschenrechte, Arbeitsnormen, Umwelt und Korruptionspra-
vention erflllen, die unter folgender Website zugénglich sind und die wir auf Anforderung kostenfrei
Ubersenden:

https://www.globalcompact.de/de/ueber-uns/Dokumente-Ueber-uns/DIE-ZEHN-PRINZIPIEN-1.pdf

(2) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, seine eigenen Arbeitnehmer entsprechend der jeweils giltigen
Regelung des Mindestlohngesetzes (,MiLoG") zu beschaftigen, ihnen insbesondere das im MiLoG vor-
gesehene Mindestentgelt zu bezahlen. Sollte sich der Auftragnehmer zur Erflllung seiner vertraglichen
Verpflichtungen eines Unterauftragnehmers bedienen, so verpflichtet er sich, diesen ebenfalls zur Ein-
haltung des MiLoG zu verpflichten und hieriiber Nachweis zu fihren.

(3) Weiterhin stellt der Auftragnehmer uns von Ansprichen Dritter frei, die sich aus einem VerstoR3 ge-
gen die Bestimmungen des MiLoG durch den Auftragnehmer oder beauftragte Subunternehmer erge-
ben.

(4) Die Einhaltung des MiLoG ist wesentliche Vertragspflicht. Der Auftragnehmer wird jederzeit auf
Nachfrage uns gegeniber unverziglich den Nachweis fihren (z.B. durch Arbeitszeitnachweise und
Lohnabrechnungen), dass er und seine Unterauftragnehmer die jeweils giltigen Regelungen des MiLoG
einhalten und eingehalten haben.

(5) Fur den Fall, dass der Auftragnehmer den vorstehenden Verpflichtungen nicht oder nicht vollstandig
nachkommt oder im Falle falscher Angaben zur Einhaltung des MiLoG, sind wir berechtigt, das Ver-
tragsverhaltnis zum Auftragnehmer ohne Einhaltung einer Frist gemaR § 6 Abs. 2 zu beenden. Dieses
Recht besteht auch dann, wenn ein vom Auftragnehmer beauftragter Unterauftragnehmer, dessen Mit-
arbeiter zur Erfullung der vertraglichen Verpflichtungen des Auftragnehmers uns gegenuber eingesetzt
werden, die Regelungen des MiLoG nicht einhalt.

(6) Die Behauptung eines VerstoRes gegen die Regelungen des MiLoG oder der vorstehenden Rege-
lungen ist ausreichend fir das unter Abs. 5 genannte Kuindigungsrecht, wenn der Auftragnehmer nicht
binnen einer Frist von zehn Tagen nach Kenntnis von der Behauptung diese widerlegen kann. Einer
vorherigen Abmahnung bedarf es nicht.

(7) Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Einhaltung des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes
(LkSG). Er garantiert die Einhaltung der entsprechenden Menschenrechte und Umweltbelange inner-
halb der eigenen Geschéftstatigkeit sowie seiner globalen Lieferketten. Er tragt dafur Sorge, Menschen-
rechts- und Umweltverletzungen vorzubeugen sowie unmittelbare Zulieferer zur Einhaltung dieser An-
forderungen zu verpflichten. Der Auftraggeber behalt sich vor, die Einhaltung der Menschenrechte und
Umweltbelange beim unmittelbaren Auftragnehmer, je nach bestehendem Risiko auch mehrfach, zu
kontrollieren. Der Auftraggeber erhalt hiernach auch ein Weisungsrecht gegentber dem unmittelbaren
Auftragnehmer, zuséatzliche oder weitere Praventions- und/oder AbhilfemaRRnahmen einzufiihren bzw.
umzusetzen, um die Einhaltung von Menschenrechten sowie Umweltbelangen zu kontrollieren

§ 8 Preise und Zahlungsbedingungen

(1) Der in der Bestellung angegebene Preis ist bindend. Alle Preise verstehen sich einschlieRlich ge-
setzlicher Umsatzsteuer, wenn diese nicht gesondert ausgewiesen ist.

(2) Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes vereinbart ist, schlie3t der Preis alle Leistungen und Ne-
benleistungen des Auftragnehmers (z. B. Montage, Einbau) sowie alle Nebenkosten (z. B. ordnungsge-
mafe Verpackung, Transportkosten einschlieflich eventueller Transport- und Haftpflichtversicherung,
Zoll) ein.

(3) Der vereinbarte Preis ist innerhalb von 30 Kalendertagen ab vollstandiger vertragsgemaRer Liefe-
rung und Leistung (einschlieBlich einer ggf. vereinbarten Abnahme) sowie Zugang einer ordnungsge-
maRen Rechnung zur Zahlung fallig. Wenn wir Zahlung innerhalb von 14 Kalendertagen leisten, gewahrt
uns der Auftragnehmer 3 % Skonto auf den Nettobetrag der Rechnung. Bei Bankiberweisung ist die
Zahlung rechtzeitig erfolgt, wenn unser Uberweisungsauftrag vor Ablauf der Zahlungsfrist bei unserer
Bank eingeht; fur Verzégerungen durch die am Zahlungsvorgang beteiligten Banken sind wir nicht ver-
antwortlich.

(4) Wir schulden keine Falligkeitszinsen. Bei Zahlungsverzug schulden wir Verzugszinsen in Héhe von
funf Prozentpunkten uber dem Basiszinssatz gemaR § 247 BGB.
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§ 9 Aufrechnung, Zuriickbehaltung, Konzernverrechnung

(1) Der Auftragnehmer kann nur mit unbestrittenen oder rechtskraftig festgestellten Forderungen auf-
rechnen oder wegen rechtskraftig festgestellter oder nicht bestrittener Gegenforderungen aus demsel-
ben Vertragsverhaltnis ein Zurtickbehaltungsrecht geltend machen.

(2) Wir sind berechtigt, mit allen eigenen Forderungen sowie mit Forderungen von anderen Gesellschaf-
ten der rnv-Gruppe gegen Forderungen des Auftragnehmers aufzurechnen, die diesem gegen uns oder
eine andere Gesellschaft der rnv-Gruppe zustehen. Eine Auflistung der Gesellschaften der rnv-Gruppe
erhalt der Auftragnehmer jederzeit auf Anfrage.

(3) Zurtickbehaltungsrechte sowie die Einrede des nicht erfillten Vertrages stehen uns in gesetzlichem
Umfang zu. Wir sind insbesondere berechtigt, fallige Zahlungen zuriickzuhalten, solange uns noch An-
spriche aus unvollstédndigen oder mangelhaften Leistungen gegen den Auftragnehmer zustehen.

(4) Der Auftragnehmer ist nicht berechtigt, seine Forderungen aus dem Vertragsverhéltnis an Dritte
abzutreten. Dies gilt nicht, soweit es sich um Geldforderungen handelt.

§ 10 Geheimhaltung und Eigentumsvorbehalt

(1) Der Auftragnehmer darf im werblichen Auftritt auf geschéaftliche Verbindungen mit uns erst nach
unserer schriftlichen Zustimmung hinweisen. Die Zustimmung darf nicht aus unbilligen Grinden verwei-
gert werden.

(2) An Abbildungen, Planen, Zeichnungen, Berechnungen, Ausfiihrungsanweisungen, Produktbeschrei-
bungen und sonstigen Unterlagen behalten wir uns Eigentums- und Urheberrechte vor. Derartige Un-
terlagen sind ausschlieBlich fiir die vertragliche Leistung zu verwenden und nach Erledigung des Ver-
trags an uns zuriickzugeben. Gegenuber Dritten sind die Unterlagen geheim zu halten, und zwar auch
nach Beendigung des Vertrags. Die Geheimhaltungsverpflichtung erlischt erst, wenn und soweit das in
den Uberlassenen Unterlagen enthaltene Wissen allgemein bekannt geworden ist. Besondere Geheim-
haltungsvereinbarungen und gesetzliche Regelungen zum Geheimnisschutz bleiben hiervon unberihrt.

(3) Vorstehende Bestimmung gilt entsprechend fir Stoffe und Materialien (z. B. Software, Fertig- und
Halbfertigprodukte) sowie fur Werkzeuge, Vorlagen, Muster und sonstige Gegensténde, die wir dem
Auftragnehmer zur Herstellung beistellen. Derartige Gegensténde sind — solange sie nicht verarbeitet
werden — auf Kosten des Auftragnehmers gesondert zu verwahren und in angemessenem Umfang ge-
gen Zerstérung und Verlust zu versichern.

(4) Eine Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung (Weiterverarbeitung) von beigestellten Gegen-
stédnden durch den Auftragnehmer wird fur uns vorgenommen. Das Gleiche gilt bei Weiterverarbeitung
der gelieferten Ware durch uns, so dass wir als Hersteller gelten und spatestens mit der Weiterverar-
beitung nach Maflgabe der gesetzlichen Vorschriften Eigentum am Produkt erwerben.

(5) Die Ubereignung der Ware auf uns hat unbedingt und ohne Riicksicht auf die Zahlung des Preises
zu erfolgen. Nehmen wir jedoch im Einzelfall ein durch die Kaufpreiszahlung bedingtes Angebot des
Auftragnehmers auf Ubereignung an, erlischt der Eigentumsvorbehalt des Auftragnehmers spétestens
mit Kaufpreiszahlung fur die gelieferte Ware. Wir bleiben im ordnungsgeméaRen Geschéaftsgang auch
vor Kaufpreiszahlung zur WeiterverduRerung der Ware unter Vorausabtretung der hieraus entstehen-
den Forderung ermachtigt (hilfsweise Geltung des einfachen und auf den Weiterverkauf verlangerten
Eigentumsvorbehalts). Ausgeschlossen sind damit jedenfalls alle sonstigen Formen des Eigentumsvor-
behalts, insbesondere der erweiterte, der weitergeleitete und der auf die Weiterverarbeitung verlangerte
Eigentumsvorbehalt.

§ 11 Gewidhrleistungsanspriiche

(1) Far unsere Rechte bei Sach- und Rechtsmangeln der Ware (einschlieRlich Falsch- und Minderliefe-
rung sowie unsachgemafRer Montage/Installation oder mangelhafter Anleitungen) und bei sonstigen
Pflichtverletzungen durch den Auftragnehmer gelten die gesetzlichen Vorschriften und, ausschlieBlich
zu unseren Gunsten, die nachfolgenden Erganzungen und Klarstellungen.

(2) Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet der Auftragnehmer insbesondere dafur, dass die Ware
bei Gefahribergang auf uns die vereinbarte Beschaffenheit hat. Als Vereinbarung tber die Beschaffen-
heit gelten jedenfalls diejenigen Produktbeschreibungen, die — insbesondere durch Bezeichnung oder
Bezugnahme in unserer Bestellung — Gegenstand des jeweiligen Vertrages sind oder in gleicher Weise
wie diese AEB Liefer- und Werkleistungen in den Vertrag einbezogen wurden. Es macht dabei keinen
Unterschied, ob die Produktbeschreibung von uns, vom Auftragnehmer oder vom Hersteller stammt.
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(3) Bei Waren mit digitalen Elementen oder sonstigen digitalen Inhalten schuldet der Verkaufer die Be-
reitstellung und Aktualisierung der digitalen Inhalte jedenfalls insoweit, als sich dies aus einer Beschaf-
fenheitsvereinbarung gemafR Abs. 2 oder sonstigen Produktbeschreibungen des Herstellers oder in sei-
nem Auftrag, insbesondere im Internet, in der Werbung oder auf dem Warenetikett, ergibt. Ergénzend
gilt § 475b BGB.

(4) Zu einer Untersuchung der Ware oder besonderen Erkundigungen Gber etwaige Mangel sind wir bei
Vertragsschluss nicht verpflichtet. Teilweise abweichend von § 442 Abs. 1 S. 2 BGB stehen uns Man-
gelanspriiche daher uneingeschrankt auch dann zu, wenn uns der Mangel bei Vertragsschluss infolge
grober Fahrlassigkeit unbekannt geblieben ist. .

(5) Fur die kaufmannische Untersuchungs- und Rugepflicht gelten die gesetzlichen Vorschriften
(8§ 377, 381 HGB) mit folgender MaRgabe: Unsere Untersuchungspflicht beschrankt sich auf Mangel,
die bei unserer Wareneingangskontrolle unter duRerlicher Begutachtung einschlieRlich der Lieferpa-
piere offen zu Tage treten (z. B. Transportbeschadigungen, Falsch- und Minderlieferung) oder bei un-
serer Qualitatskontrolle im Stichprobenverfahren erkennbar sind. Soweit eine Abnahme vereinbart ist,
besteht keine Untersuchungspflicht. Im Ubrigen kommt es darauf an, inwieweit eine Untersuchung unter
Berucksichtigung der Umstande des Einzelfalls nach ordnungsgeméafem Geschaftsgang tunlich ist. Un-
sere Rugepflicht fur spater entdeckte Méangel bleibt unberihrt. Unbeschadet unserer Untersuchungs-
pflicht gilt unsere Ruge (Méngelanzeige) jedenfalls dann als unverzuglich und rechtzeitig, wenn sie in-
nerhalb von 5 Arbeitstagen ab Entdeckung bzw., bei offensichtlichen Mangeln, ab Lieferung abgesendet
wird.

(6) Mit dem Zugang unserer schriftichen Mangelanzeige beim Auftragnehmer ist die Verjdhrung von
Gewahrleistungsanspriichen gehemmt, bis der Auftragnehmer unsere Anspriiche ablehnt oder den
Mangel fur beseitigt erklart oder sonst die Fortsetzung von Verhandlungen tuber unsere Anspriiche ver-
weigert. Bei Ersatzlieferung und Mangelbeseitigung beginnt die Gewahrleistungsfrist fur ersetzte und
nachgebesserte Teile erneut, es sei denn, wir mussten nach dem Verhalten des Auftragnehmers davon
ausgehen, dass dieser sich nicht zu der MaRBnahme verpflichtet sah, sondern die Ersatzlieferung oder
Mangelbeseitigung nur aus Kulanzgriinden oder ahnlichen Griinden vornahm.

(7) Zur Nacherfullung gehort auch der Ausbau der mangelhaften Ware und der erneute Einbau, sofern
die Ware ihrer Art und ihrem Verwendungszweck gemaR in eine andere Sache eingebaut oder an eine
andere Sache angebracht wurde, bevor der Mangel offenbar wurde; unser gesetzlicher Anspruch auf
Ersatz entsprechender Aufwendungen (Aus- und Einbaukosten) bleibt unberuhrt. Die zum Zwecke der
Prufung und Nacherfullung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits-
und Materialkosten sowie ggf. Aus- und Einbaukosten, tragt der Auftragnehmer auch dann, wenn sich
herausstellt, dass tatsachlich kein Mangel vorlag. Unsere Schadensersatzhaftung bei unberechtigtem
Mangelbeseitigungsverlangen bleibt unberihrt; insoweit haften wir jedoch nur, wenn wir erkannt oder
grob fahrlassig nicht erkannt haben, dass kein Mangel vorlag.

(8) Unbeschadet unserer gesetzlichen Rechte und der Regelungen in Abs. 5 gilt: Kommt der Auftrag-
nehmer seiner Verpflichtung zur Nacherfillung — nach unserer Wahl durch Beseitigung des Mangels
(Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) — innerhalb einer
von uns gesetzten, angemessenen Frist nicht nach, so kénnen wir den Mangel selbst beseitigen und
vom Auftragnehmer Ersatz der hierfur erforderlichen Aufwendungen bzw. einen entsprechenden Vor-
schuss verlangen. Ist die Nacherfiillung durch den Auftragnehmer fehlgeschlagen oder fur uns unzu-
mutbar (z. B. wegen besonderer Dringlichkeit, Gefahrdung der Betriebssicherheit oder drohendem Ein-
tritt unverhaltnismaRiger Schaden) bedarf es keiner Fristsetzung; von derartigen Umstanden werden wir
den Auftragnehmer unverziglich, nach Méglichkeit vorher, unterrichten.

(9) Im Ubrigen sind wir bei einem Sach- oder Rechtsmangel nach den gesetzlichen Vorschriften zur
Minderung des Kaufpreises oder zum Rucktritt vom Vertrag berechtigt. AuRerdem haben wir nach den
gesetzlichen Vorschriften Anspruch auf Schadens- und Aufwendungsersatz.

§ 12 Produzentenhaftung

(1) Ist der Auftragnehmer fur einen Produktschaden verantwortlich, hat er uns insoweit von Anspriichen
Dritter freizustellen, als die Ursache in seinem Herrschafts- und Organisationsbereich gesetzt ist und er
im AuRenverhaltnis selbst haftet.

(2) Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat der Auftragnehmer Aufwendungen gem. §§ 683,
670 BGB zu erstatten, die sich aus oder im Zusammenhang mit einer Inanspruchnahme Dritter ein-
schlieBlich von uns durchgefuhrter Rickrufaktionen ergeben. Uber Inhalt und Umfang von
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Ruckrufmanahmen werden wir den Auftragnehmer — soweit méglich und zumutbar — unterrichten und
ihm Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Weitergehende gesetzliche Anspriiche bleiben unberuhrt.

§ 13 Haftpflichtversicherung

(1) Der Auftragnehmer halt eine (Betriebs- bzw. Berufs-)Haftpflichtversicherung auf seine Kosten auf-
recht. Diese muss unter Berilicksichtigung des Auftragsvolumens einen ausreichenden Versicherungs-
schutz fir die bei der Vertragsdurchfiihrung potentiell entstehenden Personen-, Sach- und Vermégens-
schaden in angemessener Hoéhe, jedenfalls aber in Hohe von 3 Mio. € pro Personen- oder Sachschaden
pro Jahr zweifach maximiert, sicherstellen. Bei Arbeitsgemeinschaften muss der Versicherungsschutz
fur alle Mitglieder bestehen.

(2) Der Auftragnehmer ist zur unverzuglichen schriftichen Anzeige verpflichtet, wenn und soweit eine
Deckung in der vereinbarten Hohe nicht mehr besteht. Dem Auftraggeber sind auf Verlangen Deckungs-
bestatigungen zur Einsicht vorzulegen. Kommt der Auftragnehmer der Aufforderung nicht nach, hat der
Auftraggeber ein Zuriickbehaltungsrecht.

§ 14 Schutzrechte

(1) Der Auftragnehmer steht nach Mafigabe dieses Abs. 1 dafir ein, dass durch von ihm gelieferte Pro-
dukte keine Schutzrechte Dritter in Landern der Europaischen Union oder anderen Landern, in denen
er die Produkte herstellt oder herstellen lasst, verletzt werden. Er ist verpflichtet, uns von allen Anspri-
chen freizustellen, die Dritte gegen uns wegen einer solchen Verletzung von gewerblichen Schutzrech-
ten erheben, und uns alle notwendigen Aufwendungen im Zusammenhang mit dieser Inanspruchnahme
zu erstatten. Dies gilt nicht, soweit der Auftragnehmer nachweist, dass er die Schutzrechtsverletzung
weder zu vertreten hat noch bei Anwendung kaufmannischer Sorgfalt zum Zeitpunkt der Lieferung hatte
kennen mussen.

(2) Unsere weitergehenden gesetzlichen Anspriiche wegen Rechtsmangeln der an uns gelieferten Pro-
dukte bleiben unberihrt.

§ 15 Verjahrung

(1) Die wechselseitigen Anspriche der Vertragsparteien verjgdhren nach den gesetzlichen Vorschriften,
soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

(2) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB betragt die allgemeine Verjahrungsfrist fur Mangelanspri-
che 3 Jahre ab Gefahribergang. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die Verjahrung mit der
Abnahme. Die 3-jahrige Verjahrungsfrist gilt entsprechend auch fir Anspriiche aus Rechtsmangeln,
wobei die gesetzliche Verjahrungsfrist fur dingliche Herausgabeanspriiche Dritter (§ 438 Abs. 1 Nr. 1
BGB) unberuhrt bleibt; Anspriiche aus Rechtsméngeln verjahren dariiber hinaus in keinem Fall, solange
der Dritte das Recht — insbesondere mangels Verjahrung — noch gegen uns geltend machen kann.

(3) Die Verjahrungsfristen des Kaufrechts einschlieRlich vorstehender Verlangerung gelten — im gesetz-
lichen Umfang — fur alle vertraglichen Mangelanspriiche. Soweit uns wegen eines Mangels auch aufRer-
vertragliche Schadensersatzanspruche zustehen, gilt hierfur die regelmaRige gesetzliche Verjahrung
(§§ 195, 199 BGB), wenn nicht die Anwendung der Verjdhrungsfristen des Kaufrechts im Einzelfall zu
einer langeren Verjahrungsfrist fuhrt.

§ 16 Rechtswahl und Gerichtsstand

(1) Fur diese AEB Liefer- und Werkleistungen und die Vertragsbeziehung zwischen uns und dem Auf-
tragnehmer gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss internationalen Einheits-
rechts, insbesondere des UN-Kaufrechts.

(2) Ist der Auftragnehmer Kaufmann im Sinne des Handelsgesetzbuchs, juristische Person des 6ffent-
lichen Rechts oder ein &ffentlich-rechtliches Sondervermégen, ist ausschlieBlicher — auch internationa-
ler — Gerichtsstand fir alle sich aus dem Vertragsverhéltnis ergebenden Streitigkeiten unser Geschéfts-
sitz in Mannheim. Entsprechendes gilt, wenn der Auftragnehmer Unternehmer im Sinne von § 14 BGB
ist. Wir sind jedoch in allen Fallen auch berechtigt, Klage am Erfullungsort der Lieferverpflichtung geman
diesen AEB Liefer- und Werkleistungen bzw. einer vorrangigen Individualabrede oder am allgemeinen
Gerichtsstand des Auftragnehmers zu erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften, insbesondere zu
ausschlieBlichen Zustandigkeiten, bleiben unberihrt.

Stand Januar 2024
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Rhein-Neckar-Verkehr GmbH | MéhistraRe 27 | 68165 Mannheim

PDF-Versand und Qualitatsanforderungen fiir Eingangsrechnung

Sehr geehrter Lieferant und Geschaftspartner,

im Rahmen der Optimierung unserer Buchhaltungsprozesse méchten wir hnen, wie auch uns,
zukUnftig den Papierversand Ihrer Rechnungsdokumente ersparen. Sie unterstiitzen uns bei diesen
Bemiihungen, in dem Sie Ihre Rechnungen und Rechnungskorrekturen ab sofort im PDF-Format
per Email Gbermitteln und uns hierdurch auch helfen die Bearbeitungszeit Ihrer Rechnungen zu
reduzieren.

Damit auch Sie diese Vorteile nutzen kdnnen, bitten wir Sie die Hinweise und Anforderungen, sowie
die Qualitatsstandards in beigefigter Ubersicht zwingend zu beachten und Ihre Dokumente
ausschlieBlich an das, fir die jeweilige Gesellschaft freigegebene Postfach zu versenden.

Bitte Berucksichtigen Sie, dass eine Abweichung von unseren Anforderungen und Qualitatsstandards
zu einer erheblichen Verzdgerung bei der Bearbeitung und Begleichung fiihren kann.

Dieses Schreiben stellt bis auf Widerruf, die schriftliche Zustimmung der RNV, sowie der in
beiliegender Ubersicht genannten Gesellschaften zum Empfang von PDF-Rechnungen dar.

Im Falle weiterer Fragen zum PDF-Versand, beantworten wir lhnen diese unter der Email-Adresse:
Kreditorenbuchhaltung@rnv-online.de

Vielen Dank fur lhre Unterstiitzung.
Mit freundlichen GriRen

Rhein-Neckar-Verkehr GmbH
Kreditorenbuchhaltung

Rhein-Neckar-Verkehr GmbH (RNV) Mohlstrake 27 | 68165 Mannheim Deutsche Bank Mannheim Kto.-Nr. 0449 00900 - BLZ 670 700 10
Telefon: 06 21 4 65 - 0 - Telefax: 06 21 4 65 - 32 62 IBAN DE76670700100044900900 - BIC DEUTDESMXXX
Vorsitzender des Aufsichtsrates: Erster Birgermeister Christian Specht Postbank Ludwigshafen Kto.-Nr. 6432-676 - BLZ 545 100 67
Geschaftsfiihrer: Martin in der Beek - Christian Volz IBAN DE55545100670006432676 - BIC PBNKDEFF545

Sitz und Registergericht: Mannheim - Handelsregister-Nr.: HRB 8674 Ust-IdNr.: DE 213122348

www.rnv-online.de Glaubiger ID: DE17RNV00000098603

1/1
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Anforderungen an den Rechnungsversand per PDF
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Sehr geehrter Lieferant und
Geschaftspartner,

mit dem Versand lhrer Rechnung per PDF
entscheiden sie sich fiir eine schnelle und
effiziente Art der Ubermittlung.

Hierdurch wird der Prozess der
Rechnungsverarbeitung verkiirzt und
eine termingerechte Zahlung ermdglicht.

Bei Nutzung des Rechnungsversands per
PDF beachten Sie bitte die im folgenden
aufgefiihrten Anforderungen und
Qualitatsstandards.

Vielen Dank fiir hre Unterstiitzung!

Anforderungen an den
PDF-Rechnungsversand

Wenn Sie den elektronischen Rechnungsversand im PDF
Format nutzen wollen, bestehen folgende
Anforderungen:

Dateiformat:

* Es werden nur Dokumente mit der Dateiendung .pdf
akzeptiert und verarbeitet.

* Bitte verwenden Sie keinen Passwortschutz

* Keine Sonderzeichen (:*?/“><) im Dateinamen

Dateiinhalt:

* Nur eine Rechnung je PDF-Datei

* Mehrseitige Dokumente und Anlagen bitte immerin
einem PDF-Dokument zusammenfassen

* Keine separaten Anlagen moglich

Emailversand:

* Jede Gesellschaft besitzt Ihre eigene Email-Adresse.
Abweichende Belegeingdnge werden nicht
bearbeitet.

* Bitte senden sie ausschlielich Rechnungen und
Gutschriften/Rechnungskorrekturen an die jeweilige
Email-Adresse.

* Abweichende Dokumente oder Anfragen kénnen
nicht beriicksichtigt werden.

Mahnungen und sonstige Riickfragen richten Sie bitte
an: Kreditorenbuchhaltung@rnv-online.de

Rechnungs- und Email-
Adressen

Rhein-Neckar-Verkehr GmbH
MohlstraRe 27
68165 Mannheim

Email-Adresse fiir PDF-Rechnungsversand:

RG_RNV@rnv-online.de

MV Mannheimer Verkehr GmbH
MohlstraRe 27
68165 Mannheim

Email-Adresse fiir PDF-Rechnungsversand:

RG_MV@rnv-online.de

Zentralwerkstatt fur Verkehrsmittel
Mannheim GmbH

MéohilstraBe 27

68165 Mannheim

Email-Adresse fiir PDF-Rechnungsversand:

RG_ZWM@rnv-online.de

| Rhein-Neckar-Verkehr GmbH

38



rnv

Erstellungsprozess fiir
PDF-Rechnungen

Optimaler Weise erstellen Sie das
PDF-Dokument direkt aus einem
Programm (ERP, Word, Excel,...)
und nicht aus einem gescannten
Papierdokument.

Optimal Ungeeignet

Postbox
RG_XXX
@rnv-
online.de

Postbox
RG_XXX
@rnv-
online.de

| Rhein-Neckar-Verkehr GmbH -

Qualitatsanforderungen an eine Rechnung

Als Voraussetzung fiir eine schnelle Bearbeitung und
Begleichung einer Rechnung, stellt die
Rechnungsqualitat einen entscheidenden Faktor dar.
Unterstiitzen Sie daher die Verbesserung der
Rechnungsverarbeitungszeiten in dem Sie die folgenden
Mindestanforderungen beachten:

* Korrekte und vollstandige Rechnungsanschrift der
beauftragenden Gesellschaft

* Angabe der korrekten RNV-Bestellnummer

* Rechnungsdetails (Menge, Preis, Bezeichnung,
Zahlungsbedingung,...) und Abrechnungsweise
entsprechen der zugehdrigen Bestellung

* Eswird nur eine Bestellung je Rechnung abgerechnet
* Ausweis von Netto-, Steuer- und Bruttobetrag

* Angabe der Wahrung

* Ausweis des Liefer- / Leistungsdatums

* lhre Umsatzsteuer-ID ist enthalten

¢ lhre Bankverbindung (IBAN + BIC) ist angegeben

* Keine handschriftlichen Angaben

* Um eine gute Lesbarkeit zu gewahrleisten, sollte
moglichst ein weiRer Rechnungshintergrund gewahlt
werden

Fiir den Ausnahmefall einer Rechnung ohne Bestellung
geben Sie bitte den vollstandigen Namen, sowie die
Email-Adresse des Anforderers an.

Anforderungen an die Rechnungsqualitat

Beispielrechnung
Entsprechend dem RNV-Qualitatsstandard

Rechnung

Rechnungsdatum: 01.10.2020
Rechnungsnummer: RG123456
Rechnungsanschrift:

Rhein-Neckar-Verkehr GmbH
Moéhlstrae 27
68165 Mannheim

RNV-Bestellnummer: 4xxxxxxxxx

Bezeichnung, Menge, Preis, Lieferschein, Positionsbetrag, ...

Liefer- / Leistungsdatum: 30.09.2020

Zahlungsbedingung: Netto: 1.000,00 EUR
30 Tage netto MwSt 16 %: 160,00 EUR
Gesamt: 1.160,00 EUR

IBAN: DEXX XXXX XXXX XXXX XXXX XX

BIC:  XXXXXXXXXXXX Ust.ID: DE123456789
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[KraftStOffe‘ Mit gutem Gefuhl unterwegs.
[158-26-E07]

Angebotsschreiben

Name und Anschrift des Bieters/der Bietergemeinschaft

Betreff: Kraftstoffe - 158-26-E07
Hiermit unterbreiten wir Ihnen das nachfolgende Angebot fir das oben genannte Vergabeverfahren.

Wir haben unser Angebot ausschlieBlich auf Grundlage der Angaben der Vergabeunterlagen erstellt.

1. Angebotsinhalt

Bestandteile unseres Angebotes (Vertragsbestandteile), an das wir uns bis zum Ablauf der Bindefrist
gebunden halten, sind neben diesem Angebotsschreiben folgende Unterlagen:

Vertragsbestandteil Vom Auftraggeber zur Vom Bieter ausgefullt mit dem
Verfugung gestellte Unterlage | Angebot einzureichen

Vertrag tber die Lieferung von | X ]

Kraftstoffen und AdBlue

Anlage 1:Anlieferungsorte rnv | [ L]

Anlage 2: Tagliche X ]

Preisinformation OMR

Anlage 3: Allgemeine X O

Einkaufsbedingungen fir

Liefer- und Werkleistungen

Merkblatt Elektronische X L]

Rechnung

Ausgefiilltes Preisblatt X X (auf Vergabeplattform

auszufillen)

Die Vergabeunterlagen des AG | [X] O

Die Allgemeinen | ]

Vertragsbedingungen fir die

Ausfihrung von Leistungen

(VOL/B)

Das Leistungssoll wird abschlieRend und ausschlieRlich in den vorbenannten Vertragsbestandteilen
bestimmt. Weitere im Vergabeverfahren zur Verfiigung gestellte Unterlagen oder Informationen
enthalten keine Konkretisierung der zu erbringenden Leistungen.

Angebotsschreiben r n Y ,/
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Angebotsschreiben r n Y ,/

[KraftStOffe‘ Mit gutem Gefuhl unterwegs.
[158-26-E07]

2. Ansprechpartner

Als vertretungsberechtigten Ansprechpartner benennen wir:

Name
Anschrift

Telefon

Telefax
E-Mail-Adresse

3. Umsatzsteuernummer und Bankverbindung

Umsatzsteuer-Nr.

Bankverbindung

Kontoinhaber
IBAN
BIC

Wird das Angebot von einer Bietergemeinschaft erstellt, bitte die Daten des fur die Rechnungsstellung und den
Zahlungsempfang festgelegten Unternehmens eintragen.

4. Preisangebot

Wir bieten die in den Vergabeunterlagen beschriebenen Leistungen zu den von uns im

Preisblatt

eingesetzten Preisen an.

Mit Annahme dieses Angebots durch den Auftraggeber kommt der Vertrag zustande.

Hier geméaR § 126b BGB eintragen:

(Name des Ausstellers dieser Erkléarung) fiir (Firmenname und Rechtsform)
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Formular Allgemeine Angaben Bietergemeinschaft

Kraftstoffe

158-26-E07

Wit guiem Gefihl unterwegs.

Allgemeine Angaben zu den Unternehmen einer Bietergemeinschaft

Wir, die nachstehend aufgeflihrten Unternehmen einer Bietergemeinschaft

Name des
geschaftsfiihrenden
Unternehmens

Rechtsform

Anschrift

Zur ggf. erforderlichen Abfrage
beim Korruptionsregister und
beim Gewerbezentralregister:

Angaben zum gesetzlichen
Vertreter, bei
Personengesellschaften zum
geschaftsfihrenden
Gesellschafter

Name

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Angaben zu weiterem
gesetzlichen Vertreter, bei
Personengesellschaften zu
weiterem geschaftsfuhrenden
Gesellschafter

Name

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Angaben zu weiterem
gesetzlichen Vertreter, bei
Personengesellschaften zu
weiterem geschaftsfuhrenden
Gesellschafter

Name

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Telefon

Telefax

E-Mail-Adresse

Ansprechpartner

Seite 1 von 7
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Formular Allgemeine Angaben Bietergemeinschaft

Kraftstoffe

158-26-E07

Wit guiem Gefihl unterwegs.

Name des

Bietergemeinschaftsmitglieds

[1]

Rechtsform

Anschrift

Zur ggf. erforderlichen Abfrage
beim Korruptionsregister und
beim Gewerbezentralregister:

Angaben zum gesetzlichen
Vertreter, bei
Personengesellschaften zum
geschaftsfihrenden
Gesellschafter

Name

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Angaben zu weiterem
gesetzlichen Vertreter, bei
Personengesellschaften zu
weiterem geschaftsfuhrenden
Gesellschafter

Name

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Angaben zu weiterem
gesetzlichen Vertreter, bei
Personengesellschaften zu
weiterem geschaftsfihrenden
Gesellschafter

Name

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Telefon

Telefax

E-Mail-Adresse

Ansprechpartner

Seite2 von 7

43



Formular Allgemeine Angaben Bietergemeinschaft

Kraftstoffe

158-26-E07

Wit guiem Gefihl unterwegs.

Name des
Bietergemeinschaftsmitglieds [2]

Rechtsform

Anschrift

Zur ggf. erforderlichen Abfrage
beim Korruptionsregister und beim
Gewerbezentralregister:

Angaben zum gesetzlichen
Vertreter, bei
Personengesellschaften zum
geschaftsfihrenden Gesellschafter

Name

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Angaben zu weiterem gesetzlichen
Vertreter, bei
Personengesellschaften zu
weiterem geschaftsfuhrenden
Gesellschafter

Name

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Angaben zu weiterem gesetzlichen
Vertreter, bei
Personengesellschaften zu
weiterem geschaftsfuhrenden
Gesellschafter

Name

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Telefon

Telefax

E-Mail-Adresse

Ansprechpartner

Seite 3von7
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Formular Allgemeine Angaben Bietergemeinschaft

Kraftstoffe

158-26-E07

Wit guiem Gefihl unterwegs.

Name des
Bietergemeinschaftsmitglieds [3]

Rechtsform

Anschrift

Zur ggf. erforderlichen Abfrage
beim Korruptionsregister und beim
Gewerbezentralregister:

Angaben zum gesetzlichen
Vertreter, bei
Personengesellschaften zum
geschaftsfihrenden Gesellschafter

Name

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Angaben zu weiterem gesetzlichen
Vertreter, bei
Personengesellschaften zu
weiterem geschaftsfuhrenden
Gesellschafter

Name

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Angaben zu weiterem gesetzlichen
Vertreter, bei
Personengesellschaften zu
weiterem geschaftsfuhrenden
Gesellschafter

Name

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Telefon

Telefax

E-Mail-Adresse

Ansprechpartner

Seite 4 von 7
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Formular Allgemeine Angaben Bietergemeinschaft

Kraftstoffe Wit gutem Gefih unterwegs.

158-26-E07

erklaren, uns im Falle der Angebotsaufforderung zu einer Bietergemeinschaft und im Falle der
Auftragserteilung zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammenzuschlieRen.

Wir erklaren weiterhin, dass

» das oben bezeichnete geschéaftsfuhrende Unternehmen die Bietergemeinschaft gegeniiber dem
Auftraggeber rechtsverbindlich vertritt, dies schliel3t die Abgabe von Erklarungen im
Vergabeverfahren ein — dazu gehdéren auch Angaben zu unserer technischen, wirtschaftlichen und
finanziellen Leistungsfahigkeit;

+ alle Mitglieder im Auftragsfalle fur die Erfullung des Vertrages als Gesamtschuldner haften;

» das oben bezeichnete geschéftsfiihrende Unternehmen berechtigt ist, mit uneingeschrankter
Wirkung Zahlungen anzunehmen.

Seite 5von 7
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Formular Aligemeine Angaben Bietergemeinschaft r

KraftStOffe Mit gutem Guflﬁlhlunltr“wugs.

158-26-E07

Erklérung zur Nichtvorlage einer wettbewerbsbeschrankenden Abrede i. S. d. § 1 GWB
[Aufforderung Abgabe einer Erklarung uber die Griinde fiir die Bildung einer

Bietergemeinschaft]

[Zu unterschreiben von allen Mitgliedern der Bietergemeinschaft]

Hier gemai § 126b BGB eintragen:

(Firmenname und Rechtsform)
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Formular Aligemeine Angaben Bietergemeinschaft

Kraftstoffe

158-26-E07

Hier geméB § 126b BGB eintragen:

(Firmenname und Rechtsform)

Hier geméR § 126b BGB eintragen:

(Firmenname und Rechtsform)

Hier geméR § 126b BGB eintragen:

(Firmenname und Rechtsform)

Mit gutem Gefishl unterwegs,

Seite 7 von 7
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Formular Aligemeine Angaben zum Unternehmen (Einzelbieter)

Kraftstoffe

158-26-E07

Mit gutem Gefdh! unterwegs,

Allgemeine Angaben zum Unternehmen eines Einzelbieters

Name des Bieters

Rechtsform

Anschrift

Telefon

Telefax

E-Mail-Adresse

Ansprechpartner

Zur ggf. erforderlichen Abfrage | Name

beim Korruptionsregister und

beim Gewerbezentralregister: Vorname

Angaben zum gesetzlichen Geburtsdatum

Vertreter, bei

Personengesellschaften zum Geburtsort

geschaftsfuhrenden

Gesellschafter

Angaben zu weiterem Name

gesetzlichen Vertreter, bei

Personengesellschaften zu Vorname

weiterem geschaftsfihrenden

Gesellschafter Geburtsdatum
Geburtsort

Angaben zu weiterem Name

gesetzlichen Vertreter, bei

Personengesellschaften zu Vorname

weiterem geschaftsfihrenden

Gesellschafter Geburtsdatum
Geburtsort

Hier gemaf § 126b BGB eintragen:

(Firmenname und Rechtsform)

Seite 1 von 1
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Formular B.IV.1 Eigenerklarung zum Nichtvorliegen von Ausschlussgrinden r - &

Kraftstoffe Wit gutem GefGh unterwes.

158-26-E07
Eigenerklarung zum Nichtvorliegen von Ausschlussgriinden
- nur im Falle einer Bietergemeinschaft oder
Eignungsleihe auszufiillen -

Hinweis: Dieses Formblatt muss nur in den nachfolgenden Anwendungsféllen ausgefullt werden:
Im Falle einer Bietergemeinschaft muss dieses Formblatt durch jedes Mitglied der
Bietergemeinschaft ausgefullt werden.

Im Falle der Inanspruchnahme der Kapazitdten eines anderen Unternehmens zum Nachweis der
Eignung des Bieters (Eignungsleihe) muss dieses Formblatt auch durch diesen

qualifizierten Nachunternehmer ausgefullt werden. Hierzu ist dieses Formblatt entsprechend zu
vervielfaltigen.

Name der Bietergemeinschaft / des qualifizierten Nachunternehmers

1. Erklarung geméan § 123 Abs. 1 GWB

Entweder:

[] Erklarung, dass keine Person, deren Verhalten dem Unternehmen des Bieters/des Mitglieds
der Bietergemeinschaft zuzurechnen ist, rechtskraftig verurteilt wurde oder gegen das
Unternehmen eine Geldbuf3e nach § 30 des Gesetzes uber Ordnungswidrigkeiten rechtskréftig
festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach:

- 8129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), 8 129a des Strafgesetzbuchs
(Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und
terroristische Vereinigungen im Ausland),

- 8§ 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer
solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis
dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder
verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu
begehen,

- 8261 des Strafgesetzbuchs (Geldwéasche; Verschleierung unrechtmaRig erlangter
Vermogenswerte),

- §263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der
Europdaischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europaischen Union oder in
ihrem Auftrag verwaltet werden,

- 8264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt
der Europaischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Européischen Union oder
in ihrem Auftrag verwaltet werden,

- 8299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschaftlichen Verkehr),

- §108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatstragern),
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Formular B.IV.1 Eigenerklarung zum Nichtvorliegen von Ausschlussgrinden r

Mit guten Gefihl unterwegs,

- den 88 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewahrung und Bestechung), jeweils auch
in Verbindung mit 8 335a des Strafgesetzbuchs (Auslandische und internationale
Bedienstete),

- Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekampfung internationaler Bestechung (Bestechung
auslandischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschéaftsverkehr) oder

- den 8§ 232 und 233 des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel) oder § 233a des
Strafgesetzbuchs (Férderung des Menschenhandels).

Einer Verurteilung nach diesen Vorschriften steht eine Verurteilung nach vergleichbaren Vorschriften
anderer Staaten gleich. Das Verhalten einer rechtskraftig verurteilten Person ist einem Unternehmen
zuzurechnen, wenn diese Person als fir die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt
hat; dazu gehdért auch die Uberwachung der Geschaftsfiihrung oder die sonstige Ausiibung von
Kontrollbefugnissen in leitender Stellung.

Oder falls diese Erklarung nicht abgegeben werden kann:

[] Erklarung, dass zwar eine solche Situation besteht, jedoch mehr als fiinf Jahre ab dem Tag der
rechtskraftigen Verurteilung vergangen sind

oder

[] Erklarung, dass aus Sicht des Unternehmens von einem Ausschluss aus diesem Grund
abgesehen werden sollte. Von einem Ausschluss aus diesem Grund kann abgesehen werden,
wenn dies aus zwingenden Grinden des o6ffentlichen Interesses geboten ist oder das
Unternehmen geeignete SelbstreinigungsmalRnahmen gemaf § 125 GWB eingeleitet hat.

Die Grunde aus Sicht des Unternehmens sind zu erlautern und die etwaigen
Selbstreinigungsmaflinahmen nachzuweisen

Diese Grunde sind in einer Anlage darzustellen.

2. Erklarung geméanR § 123 Abs. 4 GWB

Enweder

O Erklarung, dass sich das Unternehmen nicht in der folgenden Situation befindet:

Das Unternehmen ist seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beitragen zur
Sozialversicherung nicht nachgekommen und dies wurde durch eine rechtskréftige Gerichts- oder
bestandskraftige Verwaltungsentscheidung festgestellt oder kann durch den &ffentlichen Auftraggeber
auf sonstige geeignete Weise nachgewiesen werden.

Oder falls diese Erklarung nicht abgegeben werden kann:

[] Erklarung, dass sich das Unternehmen zwar in dieser Situation befindet, jedoch mehr als fiinf
Jahre ab dem Tag der rechtskraftigen Verurteilung vergangen sind

oder

Seite 2von 5
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Formular B.IV.1 Eigenerklarung zum Nichtvorliegen von Ausschlussgrinden r

Mit guten Gefihl unterwegs,

[] Erklarung, dass das Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass es
die Zahlung vorgenommen oder sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beitrage zur
Sozialversicherung einschlief3lich Zinsen, SGumnis- und Strafzuschlagen verpflichtet hat.

oder falls diese Erklarungen nicht abgeben werden kénnen:

[ ] Erklarung, dass sich das Unternehmen zwar in dieser Situation befindet, jedoch aus Sicht des
Unternehmens von einem Ausschluss aus diesem Grund abgesehen werden sollte. Von einem
Ausschluss aus diesem Grund kann abgesehen werden, wenn dies aus zwingenden Griinden des
offentlichen Interesses geboten ist oder ein Ausschluss offensichtlich unverhaltnismaRig wéare oder
das Unternehmen geeignete Selbstreinigungsmalinahmen gemal § 125 GWB eingeleitet hat.

Die Grunde aus Sicht des Unternehmens sind zu erlautern und die etwaigen

Selbstreinigungsmalnahmen nachzuweisen

Diese Griinde sind in einer Anlage darzustellen.

3. Erklarung geméaR § 124 Abs. 1 GWB

Enweder

O

Erklarung, dass sich das Unternehmen nicht in einer der folgenden Situationen befindet:

Das Unternehmen hat bei der Ausfiihrung 6ffentlicher Auftrage nachweislich gegen geltende
umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstof3en,

das Unternehmen ist zahlungsunfahig, Uber das Vermdgen des Unternehmens ist ein
Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder erdffnet worden, die
Er6ffnung eines solchen Verfahrens ist mangels Masse abgelehnt worden, das Unternehmen
befindet sich im Verfahren der Liquidation oder hat seine Tatigkeit eingestellt,

das Unternehmen hat im Rahmen der beruflichen Tatigkeit nachweislich eine schwere
Verfehlung begangen, durch die die Integritat des Unternehmens infrage gestellt wird; das
Verhalten einer Person ist dem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person als fur die
Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehért auch die Uberwachung
der Geschaftsfuhrung oder die sonstige Austibung von Kontrollbefugnissen in leitender
Stellung,

es bestehen hinreichende Anhaltspunkte dafirr, dass das Unternehmen Vereinbarungen mit
anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, Einschrankung oder Verfalschung
des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,

es besteht ein Interessenkonflikt bei der Durchfuhrung des Vergabeverfahrens, der die
Unparteilichkeit und Unabhéngigkeit einer fir den 6ffentlichen Auftraggeber téatigen Person bei
der Durchfihrung des Vergabeverfahrens beeintrachtigen kénnte und der durch andere,
weniger einschneidende MalRnahmen als einen Ausschluss nicht wirksam beseitigt werden
kann,

eine Wettbewerbsverzerrung resultiert daraus, dass das Unternehmen bereits in die
Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung kann
nicht durch andere, weniger einschneidende Maflinahmen als einen Ausschluss beseitigt
werden,
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Formular B.IV.1 Eigenerklarung zum Nichtvorliegen von Ausschlussgrinden r

Mit guten Gefihl unterwegs,

- das Unternehmen hat eine wesentliche Anforderung bei der Ausfuhrung eines friheren
offentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfullt
und dies hat zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren
Rechtsfolge gefiihrt,

- das Unternehmen hat in Bezug auf Ausschlussgrinde oder Eignungskriterien eine
schwerwiegende Tauschung begangen oder Auskiinfte zuriickgehalten oder ist nicht in der
Lage, die erforderlichen Nachweise zu tbermitteln,

- das Unternehmen hat versucht, die Entscheidungsfindung des offentlichen Auftraggebers in
unzuldssiger Weise zu beeinflussen oder hat versucht, vertrauliche Informationen zu erhalten,
durch die es unzuldssige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen koénnte, oder das
Unternehmen hat fahrlassig oder vorsatzlich irrefihrende Informationen tUbermittelt, die die
Vergabeentscheidung des 6ffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen kdnnten, oder hat
versucht, solche Informationen zu Ubermitteln.

Oder falls diese Erklarung nicht abgegeben werden kann:

[] Erklarung, dass sich das Unternehmen zwar in dieser Situation befindet, jedoch mehr als drei
Jahre ab dem betreffenden Ereignis vergangen sind

oder

[] Erklarung, dass sich das Unternehmen zwar in dieser Situation befindet, jedoch aus Sicht des
Unternehmens von einem Ausschluss aus diesem Grund abgesehen werden sollte. Von einem
Ausschluss aus diesem Grund kann abgesehen werden, wenn dies bei pflichtgemaRer
Ermessensausiibung, inshesondere unter Berilicksichtigung des Grundsatzes der
Verhéltnismagigkeit, geboten ist oder das Unternehmen geeignete Selbstreinigungsmaflinahmen
geman § 125 GWB eingeleitet hat.

Die Grunde aus Sicht des Unternehmens sind zu erlautern und die etwaigen

Selbstreinigungsmalinahmen nachzuweisen

Diese Grunde sind in einer Anlage darzustellen.

4. Erklarung gemal § 124 Abs. 2 GWB
Zu 8§ 21 AENntG (Arbeitnehmer-Entsendegesetz)

Entweder
O Erklarung, dass kein Ausschlussgrund nach § 21 AEntG vorliegt.

Oder falls die Erklarung nicht abgebeben werden kann:

Erklarung, dass ein Ausschlussgrund vorliegt und Erlauterung, warum aus Sicht des
Unternehmens von einem Ausschluss aus diesem Grund abgesehen werden sollte.

Diese Grunde sind in einer Anlage darzustellen.
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Formular B.IV.1 Eigenerklarung zum Nichtvorliegen von Ausschlussgrinden

Zu 8§ 98c AufenthG (Aufenthaltsgesetz)
Entweder
(] Erkléarung, dass kein Ausschlussgrund nach § 98c AufenthG vorliegt.

Oder falls die Erklarung nicht abgebeben werden kann:

rnv

Mit guten Gefihl unterwegs,

Erklarung, dass ein Ausschlussgrund vorliegt und Erlauterung, warum aus Sicht des
Unternehmens von einem Ausschluss aus diesem Grund abgesehen werden sollte.
Diese Griinde sind in einer Anlage darzustellen.

Zu 8§ 19 MiLoG (Mindestlohngesetz)
Entweder
(| Erklarung, dass kein Ausschlussgrund nach § 19 MiLoG vorliegt.

Oder falls die Erklarung nicht abgebeben werden kann:

Erklarung, dass ein Ausschlussgrund vorliegt und Erlauterung, warum aus Sicht des
Unternehmens von einem Ausschluss aus diesem Grund abgesehen werden sollte.
Diese Grinde sind in einer Anlage darzustellen.

Zu 8§ 21 SchwarzArbG (Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz)
Entweder
O Erklarung, dass kein Ausschlussgrund nach § 21 SchwarzArbG vorliegt.

Oder falls die Erklarung nicht abgebeben werden kann:

Erklarung, dass ein Ausschlussgrund vorliegt und Erlauterung, warum aus Sicht des
Unternehmens von einem Ausschluss aus diesem Grund abgesehen werden sollte.
Diese Grunde sind in einer Anlage darzustellen.

5. Angaben zum wettbewerbskonformen Verhalten

(| Erklarung, dass unser Unternehmen sowie die jeweiligen geschéftsfihrenden Personen in

Bezug auf das vorliegende Verfahren keine unzulassige, wettbewerbsbeschrankende Abrede

getroffen oder in sonstiger Weise wettbewerbswidrig oder unlauter gehandelt haben.

Zu unterschreiben von qualifiziertem Nachunternehmer oder Mitgliedern einer Bietergemeinschaft:

(Bitte Formblatt ausdrucken, unterschreiben, einscannen und in Plattform hochladen)

Unterschrift:

(Name des Erklarenden, Firmenname und Rechtsform)
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Formular Eigenerklarung fiir qualifizierte Nachunternehmer rn Y

Mit quien Gefiihl urterwegs.

Kraftstoffe

158-26-E07

Erklarung fur qualifizierte Nachunternehmer

Hinweis: Sofern der Bieter zum Nachweis seiner Eignung die Kapazitdten eines anderen
Unternehmens (Dritter/Nachunternehmer) in Anspruch nehmen will (Eignungsleihe), muss er den
Namen dieses anderen Unternehmens (qualifizierter Nachunternehmer) benennen und angeben,
wofiir er die Kapazitadten des qualifizierten Nachunternehmers in Anspruch nehmen will.
Entsprechende Nachweise sind fiir den qualifizierten Nachunternehmer in dem Umfang
vorzulegen, wie sie fiir den Bieter vorzulegen wéren. AuBerdem muss der Bieter durch Vorlage
einer Verpflichtungserkldrung dieses qualifizierten Nachunternehmers nachweisen, dass ihm die
fiir den Auftrag erforderlichen Mittel tatséchlich zur Verfiigung gestellt werden. Nachunternehmer,
die der Bieter fiir die Auftragsausfiihrung einsetzen will, deren Kapazitdten er zum Nachweis seiner
Eignung aber nicht in Anspruch nehmen will, miissen in diesem Verfahrensstadium noch nicht
benannt werden.

Ergdnzend zu diesem Formblatt sind vom qualifizierten Nachunternehmer auch die Formblétter
B.IV.1. und B.VIII. 1. auszufiillen.

Sofern der Bieter mehrere andere Unternehmen benennen will, ist dieses Formblatt entsprechend
zu vervielféltigen.

Name des qualifizierten Nachunternehmers

Rechtsform

Anschrift

Eintragung in ein Berufs- oder Handelsregister
des Landes, in welchem der Nachunternehmer
ansassig ist

[] Ja, ein entsprechender Nachweis ist dem
Angebot beigefligt.

[] Keine Eintragung.

Zur ggf. erforderlichen Abfrage im
Korruptionsregister und im
Gewerbezentralreqister:

Name, Vorname, Geburtsdatum und -ort des
gesetzlichen Vertreters, bei
Personengesellschaften der
geschaftsfihrenden Gesellschafter

Telefon

Telefax

E-Mail

Ansprechpartner

Seite 1 von 2
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Kraftstoffe it s GAIAL g

158-26-E07

Angabe, wofiir die Kapazitaten dieses anderen | [ggf. erforderliche Zulassigkeitsnachweise]
Unternehmens in Anspruch genommen
werden

(entsprechende Nachweise sind in dem
Umfang vorzulegen, wie sie flir den Bewerber
vorzulegen waren)

Verpflichtungserklarung des anderen Unternehmens

Wir verpflichten uns, dem Bewerber / der Bewerbergemeinschaft

im Auftragsfalle die erforderlichen Mittel, fir deren Nachweis wir vom Bewerber zum Nachweis seiner
Eignung benannt wurden, zur Verflgung zu stellen.

Hier geméR § 126b BGB eintragen:

(Firmenname und Rechtsform)
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Entsprechend der Verordnung (EU) 2022/576 diirfen 6ffentlichen Auftrige und Konzessionen
nach dem 9. April 2022 nicht an Personen oder Unternehmen vergeben werden, die einen Bezug
zu Russland im Sinne der Vorschrift aufweisen. Dies umfasst sowohl unmittelbar als Bewerber,
Bieter oder Auftragnehmer auftretende Personen oder Unternehmen als auch mittelbar, mit
mehr als zehn Prozent, gemessen am Auftragswert, beteiligte Unterauftragnehmer, Lieferanten
oder Eignungsverleiher.

Ein Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift besteht

a) durch die russische Staatsangehorigkeit des Bewerbers/Bieters oder die Niederlassung
des Bewerbers/Bieters in Russland,

b) durch die Beteiligung einer natiirlichen Person oder eines Unternehmens, auf die eines
der Kriterien nach Buchstabe a zutrifft, am Bewerber/Bieter iber das Halten von
Anteilen im Umfang von mehr als 50 Prozent,

c) durch das Handeln der Bewerber/Bieter im Namen oder auf Anweisung von Personen
oder Unternehmen, auf die die Kriterien der Buchstaben a und/oder b zutreffen.

Bereits vor dem 9. April 2022 geschlossene Vertrige mit solchen Personen oder
Unternehmen mit Bezug zu Russland dirfen nur bis zum 10. Oktober 2022 fortgefiihrt
werden.

Baumafinahme

Leistung
Kraftstoffe

Ich/Wir erklire(n), dass fiir mein/unser Unternehmen keiner der in den Buchstaben a) bis c)
genannten Fille zutrifft.

Ich/Wir erklare(n), dass ich/wir zur Ausfiihrung des Auftrags fiir Teile der Leistung

|:| nicht die Kapazitiaten der in den Buchstaben a) bis c) genannten Personen oder
Unternehmen in Anspruch nehmen werde(n) / genommen habe(n) (Eignungsleihe).

|:| folgende Kapazititen der in den Buchstaben a) bis c) genannten Personen oder
Unternehmen in Anspruch nehmen werde(n) / genommen habe(n (Eignungsleihe).

I:l Die Leistungen keines Eignungsverleihers Uiberschreiten zehn Prozent der
Auftragssumme.

I:l Die Beauftragung ist aufgrund einer Ausnahme (Artikel 5k Absatz 2 der
Verordnung (EU) 2022/576) zuléssig.

Der Vertrag wurde vor dem 9. April 2022 geschlossen und die Zusammenarbeit
wird zum 10. Oktober 2022 beendet.

]
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keine der in den Buchstaben a) bis c) genannten Personen oder Unternehmen als
Nachunternehmen beauftrage(n) / beauftragt habe(n).

folgende der in den Buchstaben a) bis c) genannten Personen oder Unternehmen als
Nachunternehmen beauftragen werde(n) / beauftragt habe(n.

Die Leistungen keines Nachunternehmers tiberschreiten zehn Prozent der
Auftragssumme.

Die Beauftragung ist aufgrund einer Ausnahme (Artikel 5k Absatz 2 der
Verordnung (EU) 2022/576) zuléssig.

Der Vertrag wurde vor dem 9. April 2022 geschlossen und die Zusammenarbeit
wird zum 10. Oktober 2022 beendet.

keine der in den Buchstaben a) bis c) genannten Personen oder Unternehmen als
Lieferanten beauftrage(n) / beauftragt habe(n).

I:l folgende der in den Buchstaben a) bis c) genannten Personen oder Unternehmen als
Lieferanten beauftragen werde(n) /beauftragt habe(n.

Die Leistungen keines Lieferanten iiberschreiten zehn Prozent der
Auftragssumme.

Die Beauftragung ist aufgrund einer Ausnahme (Artikel 5k Absatz 2 der
Verordnung (EU) 2022/576) zuléssig.

|:| Der Vertrag wurde vor dem 9. April 2022 geschlossen und die Zusammenarbeit
wird zum 10. Oktober 2022 beendet.

Datum/Unterschrift (bei elektronischer Ubermittlung: Name der erklirenden Person)
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Bundesministerium
fiir Wohnen, Stadtentwicklung
und Bauwesen

Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen, 11014 Berlin

- Nur per E-Mail -
KrausenstralRe 17-18
10117 Berlin

Bundesamt fiir Bauwesen und Raumordnung Postanschrift

Fachaufsicht fihrende Ebenen in den Landern 11014 Berlin

Tel +493018 681-16882
Fax +49 3018 681-516882

BWI7@bmi.bund.de

. www.bmwsb.bund.de
Sanktionen der EU gegen Russland

Verordnung (EU) 2022/576
BWI7-70409/2#1

Berlin, 14. April 2022
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[. EU-Sanktionen gegen Russland

Durch Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 833/2014 tiber restriktive Mafinahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der

Ukraine destabilisieren hat die EU verschirfte Sanktionen gegen Russland erlassen.

Vorbehaltlich kommender Auslegung durch die Européische Kommission werden nachfolgend

erste Hinweise dazu gegeben.

II. Verbot der Auftragsvergabe

Nach Artikel 5k der Verordnung ist es verboten, 6ffentliche Auftrige oder Konzessionen an Per-
sonen oder Unternehmen zu vergeben, die einen Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift auf-
weisen und im Vergabeverfahren unmittelbar als Bewerber, Bieter oder Auftragnehmer auftre-

ten.

Ein Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift besteht

a) durch die russische Staatsangehorigkeit des Bewerbers/Bieters oder die Niederlassung des

Bewerbers/Bieters in Russland,

Zustell- und Lieferanschrift: KrausenstraRe 17-18,10117 Berlin
Verkehrsanbindung: U-Bahnhof Stadtmitte
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b) durch die Beteiligung einer natiirlichen Person oder eines Unternehmens, auf die eines der

Kriterien nach Buchstabe a zutrifft, am Bewerber/Bieter iiber das Halten von Anteilen im

Umfang von mehr als 50 Prozent,

¢) durch das Handeln der Bewerber/Bieter im Namen oder auf Anweisung von Personen oder

Unternehmen, auf die die Kriterien der Buchstaben a und/oder b zutreffen.

Das Verbot erstreckt sich auch auf mittelbar am Auftrag beteiligte Unterauftragnehmer, Liefe-
ranten und Eignungsverleiher eines Bewerbers oder Bieters, soweit ihr Anteil, gemessen am Auf-

tragswert, zehn Prozent iibersteigt.

Ebenfalls vom Verbot umfasst sind Vertrige, die vom Anwendungsbereich des GWB ausgenom-
men sind (insbesondere § 107 Absatz 1 Nummer 1 und 4, Absatz 2 Nummer 1, § 116 und § 145

Nummer 1 bis 6).

Von den Bewerbern oder Bietern in neuen und laufenden Vergabeverfahren ist die als Anlage

beigefiigte Eigenerklidrung abzufordern. Angebote von Unternehmen, die eine solche Erklarung

trotz entsprechender Anforderung nicht abgeben, sind von der Wertung auszuschliefRen (§ 16 EU
Nummer 4, § 16 VS Nummer 4 VOB/A).
III. Fortfiihrung bestehender Vertrige

Bestehende Vertriage mit den unter I a)-c) Genannten, die vor dem 9. April 2022 geschlossen

wurden, diirfen nach dem 10. Oktober 2022 nicht fortgefuhrt werden.

Das gilt auch fiir Vertriage mit Auftragnehmern, an denen die unter II. a)-c) Genannten mittelbar,

mit mehr als zehn Prozent, gemessen am Auftragswert, als Unterauftragnehmer, Lieferanten o-

der Eignungsverleiher beteiligt sind. Die Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Eignungsverlei-

her sind vorzugsweise auszutauschen. Ist der Hauptauftragnehmer nicht zum Austausch bereit,
ist der Vertrag unter Berufung auf das EU-rechtlich unmittelbar geltende Erfiillungsverbot zum
10. Oktober 2022 zu kiindigen.

Auch fir bestehende Vertrige ist die als Anlage beigefiigte Eigenerkldrung abzufordern.

IV. Ausnahmen

Von dem Verbot der Auftragsvergabe und der Fortfiihrung der Vertrige enthilt Art 5k Absatz 2
Ausnahmen. Fiir den Bundeshochbau kénnen insbesondere Buchstabe a (Baumafinahmen im

Zusammenhang mit Atomanlagen/Endlagern) und Buchstabe d (Auslandsbau) einschlégig sein.

Eine Ausnahme bedarf der iiber mich einzuholenden Genehmigung der durch das Bundesminis-

terium fiir Wirtschaft und Klimaschutz noch zu benennenden zustindigen Behorde.
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V. Zuwendungsbau

Die EU-Verordnung gilt fiir 6ffentliche Auftrige (§ 103 GWB) und Konzessionen (§ 106 GWB). Sie
findet damit im Zuwendungsbau Anwendung, falls der Zuwendungsempfinger 6ffentlicher Auf-
traggeber nach § 99 GWB, Sektorenauftraggeber nach § 100 GWB oder Konzessionsgeber nach

§ 101 GWB ist. Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, kommt es auf den Inhalt des Zuwen-

dungsbescheids an.

VI. Inkrafttreten

Der Erlass gilt mit sofortiger Wirkung und setzt die Verordnung (EU) 2022/576 um. Eine Erstre-

ckung auf den Unterschwellenbereich wird noch gepriift.

Im Auftrag

gez.

Janssen

Anlagen
Verordnung (EU) 2022/576 vom 8. April 2022

Formblatt fiir Eigenerkldrungen
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LEISTUNGSVERZEICHNIS

Ausschreibung

20.08.2026

Verfahren: 158-26-E07 - Kraftstoffe
SKONTO

Skonto zugelassen Nein

Zahlungsziel Tag(e)

(falls zugelassen)

Skonto %

AUFLISTUNG ALLER POSITIONEN
ALLE PREISE SIND OHNE UMSATZSTEUER ANZUGEBEN

1

11

Lieferung von Kraftstoffen und AdBlue in der Basislaufzeit 01.01.2027 -
31.12.2027

AdBlue Harnstoff gemafd DIN 70070 USt [%] Menge Einheit

Artikelnummer: 102547 19% 85.000,00 Liter

In dieser Position ist sowohl der Produktpreis als auch die
Lieferzuschlage zu kalkulieren;
Mindestbestellmenge 3.000 Liter.

Die vom AG prognostizierte Vertragsmenge betragt 85.000 Liter pro
Jahr.

Es besteht keine Bestell- oder Abnahmeverpflichtung der
Bedarfsmengen im Vertragsfall

Lieferadresse / -Termine

Betriebshof Mannheim, Mohlstr. 27, 68165
Mannheim

Betriebshof Kafertal, Rebenstr. 13b, 68309
Mannheim

Betriebshof Heidelberg, Bergheimer Str. 155,
69115 Heidelberg

Betriebshof Ludwigshafen, Hauptstr. 320, 67067
Ludwigshafen

Einzelpreis [EUR]

pro 100,00 Liter

Leistungsverzeichnis - 1/6

Gesamtpreis [EUR]
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1.2

Superkraftstoff E5; Anlieferung Einzelpreis [EUR]

von Super E5; Auf- oder Abschla . .
auf denpOMR g USt. [%] Menge Einheit

19%  10.000,00 Liter

pro 100,00 Liter
Artikelnummer: 100993

In dieser Position ist nur der Auf- oder Abschlag in EUR pro 100 Liter
auf den OMR-Basispreis (OMR-mean je Produkt, Region
Rhein-Main) zu kalkulieren.

Es kann ein Betrag mit maximal vier Nachkommastellen angegeben
werden. Ein Abschlag ist mit einem negativen Vorzeichen (,-)
anzugeben.

Fur die Ermittlung des Abrechnungspreises siehe Vertrag.

Die vom AG prognostizierte Vertragsmenge betragt 10.000 Liter pro
Jahr.

Es besteht keine Bestell- oder Abnahmeverpflichtung der
Bedarfsmengen im Vertragsfall.

Lieferadresse / -Termine
Betriebshof Mannheim, Mohlstr. 27, 68165

Gesamtpreis [EUR]

Mannheim
Betriebshof Ludwigshafen, Hauptstr. 320, 67067
Ludwigshafen
1.3 Diesel Kraftstoff EN 590; Auf- Einzelpreis [EUR] Gesamtpreis [EUR]
oder Abschlag auf den OMR USt. [%] Menge Einheit
Al’tlke|nummer 100994 19% 3000000’00 ther pro 100,00 Liter

In dieser Position ist nur der Auf- oder Abschlag in EUR pro 100 Liter
auf den OMR-Basispreis (OMR-mean je Produkt, Region
Rhein-Main) zu kalkulieren.

Es kann ein Betrag mit maximal vier Nachkommastellen angegeben
werden.

Ein Abschlag ist mit einem negativen Vorzeichen (,-“) anzugeben.
Far die Ermittlung des Abrechnungspreises siehe Vertrag.

Leistungsverzeichnis - 2/6
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Die vom AG prognostizierte Vertragsmenge betrégt 3.000.000 Liter
pro Jahr.

Es besteht keine Bestell- oder Abnahmeverpflichtung der
Bedarfsmengen im Vertragsfall.

Lieferadresse / -Termine

Betriebshof Mannheim, Méhlstr. 27, 68165
Mannheim

Betriebshof Kéafertal, Rebenstr. 13b, 68309
Mannheim

Betriebshof Heidelberg, Bergheimer Str. 155,
69115 Heidelberg

Betriebshof Ludwigshafen, Hauptstr. 320, 67067
Ludwigshafen

21

Lieferung von Kraftstoffen und AdBlue im Verlangerungszeitraum 01.01.2028
- 31.12.2028

Diesel Kraftstoff EN 590; Auf-

oder Abschlag auf den OMR ust. [%] Menge Einheit

Optionalposition 0 :
Artikelnummer: 100994 19% 3.000.000,00 Liter

In dieser Position ist nur der Auf- oder Abschlag in EUR pro 100 Liter

auf den OMR-Basispreis (OMR-mean je Produkt, Region
Rhein-Main) zu kalkulieren.

Es kann ein Betrag mit maximal vier Nachkommastellen angegeben
werden.

Ein Abschlag ist mit einem negativen Vorzeichen (,-“) anzugeben.
Fir die Ermittlung des Abrechnungspreises siehe Vertrag.

Die vom AG prognostizierte Vertragsmenge betragt 3.000.000 Liter
pro Jahr.

Es besteht keine Bestell- oder Abnahmeverpflichtung der
Bedarfsmengen im Vertragsfall.

Einzelpreis [EUR]

pro 100,00 Liter

Leistungsverzeichnis - 3/6

Gesamtpreis [EUR]

64



Lieferadresse / -Termine

Betriebshof Mannheim, Mohlstr. 27, 68165
Mannheim

Betriebshof Kafertal, Rebenstr. 13b, 68309
Mannheim

Betriebshof Heidelberg, Bergheimer Str. 155,
69115 Heidelberg

Betriebshof Ludwigshafen, Hauptstr. 320, 67067

Ludwigshafen

2.2 Superkraftstoff E5; Anlieferung Einzelpreis [EUR] Gesamtpreis [EUR]
von Super E5; Auf- oder Abschlag o
auf den OMR USt.[%] Menge Einheit pro10000Titer e
Optionalposition 19%  10.000,00 Liter

Artikelnummer: 100993

In dieser Position ist nur der Auf- oder Abschlag in EUR pro 100 Liter
auf den OMR-Basispreis (OMR-mean je Produkt, Region
Rhein-Main) zu kalkulieren.

Es kann ein Betrag mit maximal vier Nachkommastellen angegeben
werden.

Ein Abschlag ist mit einem negativen Vorzeichen (,-*) anzugeben.
Fir die Ermittlung des Abrechnungspreises siehe Vertrag.

Die vom AG prognostizierte Vertragsmenge betragt 10.000 Liter pro
Jahr.

Es besteht keine Bestell- oder Abnahmeverpflichtung der
Bedarfsmengen im Vertragsfall.

Lieferadresse / -Termine

Betriebshof Mannheim, Mohlstr. 27, 68165
Mannheim

Betriebshof Ludwigshafen, Hauptstr. 320, 67067
Ludwigshafen

Leistungsverzeichnis - 4/6
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2.3 AdBlue Harnstoff gemafr DIN 70070 Einzelpreis [EUR]
. - USt. [%] Menge Einheit
Optionalposition _ 6056 Tt
Artikelnummer: 102547 19%  85.000,00 Liter pro 100,00 Liter

In dieser Position ist sowohl der Produktpreis als auch die
Lieferzuschlage zu kalkulieren; Mindestbestellmenge 3.000 Liter.

Die vom AG prognostizierte Vertragsmenge betragt 85.000 Liter pro
Jahr.

Es besteht keine Bestell- oder Abnahmeverpflichtung der
Bedarfsmengen im Vertragsfall.

Lieferadresse / -Termine

Betriebshof Mannheim, Mohlstr. 27, 68165
Mannheim

Betriebshof Kéafertal, Rebenstr. 13b, 68309
Mannheim

Betriebshof Heidelberg, Bergheimer Str. 155,
69115 Heidelberg

Betriebshof Ludwigshafen, Hauptstr. 320, 67067
Ludwigshafen

Gesamtpreis [EUR]

ANGEBOTSSUMME(N)

Summe exkl. Nachlass
(netto)

Nachlass
(netto)

Summe inkl. Nachlass
(netto)

Umsatzsteuer

Summe
(brutto)
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KRITERIENKATALOG 20.08.2026

Ausschreibung

Verfahren: 158-26-E07 - Kraftstoffe

EIGNUNGSKRITERIEN

1

11

1.2

13

14

2.1

Allgemeine Angaben
Gewichtung: 0,00%
Erklarung Insolvenz [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Ich/wir erklére(n), dass fur mein/unser Vermdgen kein vorlaufiger Insolvenzverwalter bestellt worden ist. (keine Weiterfiihrung der
Geschéfte durch Insolvenzverwalter - § 22 InsO).

[ ] Keine Auswahl getroffen

[ ] Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Ich erklare, daB3 ich meiner/wir unserer Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beitrdge zur gesetzlichen
Sozialversicherung (Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung) einschlief3lich der Unfallversicherung ordnungsgeman
nachgekommen bin/sind.

[ ] Keine Auswahl getroffen

[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Erklarung des Bieters [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Ich bin mir/wir sind uns bewusst, dass eine wissentliche falsche Angabe der vorstehenden Erklarung meinen/unseren Ausschluss
von weiteren Auftragserteilungen zur Folge hat.

[ ] Keine Auswahl getroffen

[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

No-Spy-Erklarung [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Ich/wir erklare(n), dass ich/wir rechtlich und tatséchlich in der Lage bin/sind, im Falle eines Zuschlages die dann im Vertrag
enthaltene Verpflichtung einzuhalten, alle im Rahmen des Vertragsverhdltnisses erlangten vertraulichen Informationen, Geschéfts-
und Betriebsgeheimnisse vertraulich zu behandeln, insbesondere nicht an Dritte weiterzugeben oder anders als zu vertraglichen
Zwecken zu verwerten. Insbesondere bestehen zum Zeitpunkt der Abgabe des Angebotes keine Verpflichtungen, Dritten solche
Informationen zu offenbaren oder in anderer Weise zuganglich zu machen.

Dies gilt nicht, soweit hierfur gesetzliche Offenlegungspflichten bestehen (etwa gegentiber Stellen der Borsenaufsicht,
Regulierungsbehorden oder der Finanzverwaltung), es sei denn, solche Offenlegungspflichten bestehen gegenuber ausléandischen
Sicherheitsbehoérden. In Zweifelsféllen werde(n) ich/wir die Vergabestelle auf die gesetzliche(n) Offenlegungspflicht(en) im Rahmen
der Abgabe der vorstehenden Erklarung hinweisen.

Ich/wir werden die Vergabestelle - nach Zuschlag den Auftraggeber - sofort schriftlich benachrichtigen, wenn sich hierzu eine
Anderung ergibt. Dies gilt insbesondere, wenn fur mich/uns eine Notwendigkeit oder Verpflichtung entsteht oder ich/wir eine solche
hétte(n) erkennen kdnnen, die mich/uns an der Einhaltung der beschriebenen Vertraulichkeit hindern kénnte.

Vertrauliche Informationen sind Informationen, die ein verstandiger Dritter als schitzenswert ansehen wirde oder die als vertraulich
gekennzeichnet sind; dies kdnnen auch solche Informationen sein, die wahrend einer mundlichen Prasentation oder Diskussion
bekannt werden.

Vertrauliche Informationen durfen ausschlielich zum Zweck der Erfullung der Verpflichtungen aus dem Vertrag eingesetzt werden.
Die Verpflichtung zur Vertraulichkeit gilt nicht fir Informationen, die bereits rechtmagig bekannt sind oder auBerhalb des Vertrages
ohne VerstoR3 gegen eine Vertraulichkeitsverpflich tung bekannt werden.

[ ] Keine Auswahl getroffen
] Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Eigenerklarung zum nichtvorliegen von Ausschlussgriinden
Gewichtung: 0,00%

Erklarung gem. §123 Abs. 1 GWB
Gewichtung: 0,00%
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211

212

2.1.3

2.2

221

Erklarung gem. 8123 Abs. 1 GWB [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Erklarung, dass keine Person, deren Verhalten dem Unternehmen des Bewerbers/Bieters/des Mitglieds
der Bewerber-/Bietergemeinsch aft zuzurechnen ist, rechtskraftig verurteilt wurde oder gegen das
Unternehmen eine GeldbuRRe nach § 30 des Gesetzes tUber Ordnungswidrigkeiten rechtskréaftig
festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach:

- 8 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs
(Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und
terroristische Vereinigungen im Ausland),

- 8 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer
solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis

dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder

verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu
begehen,

- 8§ 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwasche; Verschleierung unrechtmafig erlangter
Vermogenswerte),

- 8§ 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der
Europaischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Européaischen Union oder in

ihrem Auftrag verwaltet werden,

- 8§ 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt

der Europaischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europaischen Union oder

in ihrem Auftrag verwaltet werden,

- § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschéftlichen Verkehr),

- 8 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatstragern),

- den 88 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewéahrung und Bestechung), jeweils auch

in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Auslandische und internationale

Bedienstete),

- Artikel 2 8 2 des Gesetzes zur Bekdmpfung internationaler Bestechung (Bestechung

auslandischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschéaftsverkehr) oder

- den 88 232 und 233 des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel) oder § 233a des

Strafgesetzbuchs (Forderung des Menschenhandels).

Einer Verurteilung nach diesen Vorschriften steht eine Verurteilung nach vergleichbaren Vorschriften
anderer Staaten gleich. Das Verhalten einer rechtskraftig verurteilten Person ist einem Unternehmen
zuzurechnen, wenn diese Person als fur die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehért auch die
Uberwachung der Geschéftsfiihrung oder die sonstige Ausiibung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung.

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Falls Erklarung gem. §123 Abs.1 GWB mit nein

Ausschlusskriterium

Falls die Erklarung gem. §123 Abs.1 GWB mit nein beantwortet wurde:
Erklérung, dass zwar eine solche Situation besteht, jedoch mehr als 5 Jahre ab dem Tag der rechtskréftigen Verurteilung vergangen
ist.

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Falls Erklarung gem. §123 Abs.1 GWB mit nein

Ausschlusskriterium

Falls die Erklarung gem. 8123 Abs.1 GWB mit nein beantwortet wurde und seit dem Tag der rechtskréftigen Verurteilung weniger als
funf Jahre vergangen sind:

Erklarung, dass aus Sicht des Unternehmens von einem Ausschluss aus diesem Grund

abgesehen werden sollte. Von einem Ausschluss aus diesem Grund kann abgesehen werden,

wenn dies aus zwingenden Grunden des offentlichen Interesses geboten ist oder das Unternehmen

geeignete SelbstreinigungsmalRnahmen gemal § 125 GWB eingeleitet hat.

Die Grunde aus Sicht des Unternehmens sind in einer separaten Anlage zu erlautern und die etwaigen SelbstreinigungsmaRnahmen
nachzuweisen.

[ ] Keine Angabe
] Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Erklarung gem. §123 Abs. 4 GWB
Gewichtung: 0,00%
Erklarung gem. 8123 Abs. 4 GWB [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Erkléarung, dass sich das Unternehmen nicht in der folgenden Situation befindet:

Das Unternehmen ist seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beitragen zur
Sozialversicherung nicht nachgekommen und dies wurde durch eine rechtskréaftige Gerichts- oder
bestandskraftige Verwaltungsentscheidung festgestellt oder kann durch den 6ffentlichen Auftraggeber
auf sonstige geeignete Weise nachgewiesen werden.
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222

223

2.2.4

2.3

231

[ ] Keine Angabe
Ja

[ :
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Falls Erklarung gem. 8123 Abs.4 GWB mit nein

Ausschlusskriterium

Falls die Erklarung gem. §123 Abs.4 GWB mit nein beantwortet wurde:
Erklarung, dass sich das Unternehmen zwar in dieser Situation befindet, jedoch mehr als fiinf
Jahre ab dem Tag der rechtskréftigen Verurteilung vergangen sind.

[ ] Keine Angabe
Ja

[ :
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Falls Erklarung gem. 8123 Abs.4 GWB mit nein

Ausschlusskriterium

Falls die Erklarung gem. §123 Abs.4 GWB mit nein beantwortet wurde:

Erklarung, dass das Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass es
die Zahlung vorgenommen oder sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beitrage zur
Sozialversicherung einschlieBlich Zinsen, Sdumnis- und Strafzuschlégen verpflichtet hat.

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Falls Erklarung gem. §123 Abs.4 GWB mit nein

Ausschlusskriterium

Falls die Erklarung gem. §123 Abs.4 GWB mit nein beantwortet wurde und seit dem Tag der rechtskraftigen Verurteilung weniger als
funf Jahre vergangen sind und das Unternehmen seinen Verpflichtungen noch nicht nachgekommen ist:

Erklarung, dass sich das Unternehmen zwar in dieser Situation befindet, jedoch aus Sicht des

Unternehmens von einem Ausschluss aus diesem Grund abgesehen werden sollte. Von einem

Ausschluss aus diesem Grund kann abgesehen werden, wenn dies aus zwingenden Griinden des 6ffentlichen Interesses geboten
ist oder ein Ausschluss offensichtlich unverhaltnismafig ware oder

das Unternehmen geeignete Selbstreinigungsmaflinahmen gemafk § 125 GWB eingeleitet hat.

Die Griinde aus Sicht des Unternehmens sind in einer separaten Anlage zu erlautern und die etwaigen Selbsteinigungsmafnahmen
nachzuweisen.

[ ] Keine Angabe
Ja

[ :
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Erklarung gem. §124 Abs. 1 GWB
Gewichtung: 0,00%
Erklarung gem. 8124 Abs. 1 GWB [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Erklérung, dass sich das Unternehmen nicht in einer der folgenden Situationen befinden.

- Das Unternehmen hat bei der Ausfiihrung 6ffentlicher Auftrage nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche
Verpflichtungen verstol3en,

- das Unternehmen ist zahlungsunfahig, Uiber das Vermogen des Unternehmens ist ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares
Verfahren beantragt oder er6ffnet worden, die Eréffnung eines solchen Verfahrens ist mangels Masse abgelehnt worden, das
Unternehmen befindet sich im Verfahren der Liquidation oder hat seine Tétigkeit eingestellt,

- das Unternehmen hat im Rahmen der beruflichen Tétigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen, durch die die
Integritét des Unternehmens infrage gestellt wird; das Verhalten einer Person ist dem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese
Person als flr die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehért auch die Uberwachung der
Geschéftsfuhrung oder die sonstige Ausubung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung,

- es bestehen hinreichende Anhaltspunkte dafiir, dass das Unternehmen Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat,
die eine Verhinderung, Einschréankung oder Verfalschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,

- es besteht ein Interessenkonflikt bei der Durchfiihrung des Vergabeverfahrens, der die Unparteilichkeit und Unabhangigkeit einer
fur den offentlichen Auftraggeber tatigen Person bei der Durchfuhrung des Vergabeverfahrens beeintrachtigen kénnte und der durch
andere, weniger einschneidende MaflRnahmen als einen Ausschluss nicht wirksam beseitigt werden kann,

- eine Wettbewerbsverzerrung resultiert daraus, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens
einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung kann nicht durch andere, weniger einschneidende MaRnahmen als einen
Ausschluss beseitigt werden,

- das Unternehmen hat eine wesentliche Anforderung bei der Ausfuihrung eines friiheren &ffentlichen Auftrags oder
Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfiillt und dies hat zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz
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2.3.2

2.3.3

2.4

241

242

243

oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge gefiihrt,

- das Unternehmen hat in Bezug auf Ausschlussgriinde oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Tauschung begangen oder
Auskunfte zurickgehalten oder ist nicht in der Lage, die erforderlichen Nachweise zu tbermitteln,

- das Unternehmen hat versucht, die Entscheidungsfindung des &ffentlichen Auftraggebers in unzuléssiger Weise zu beeinflussen
oder hat versucht, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzuléssige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen
kénnte, oder das Unternehmen hat fahrlassig oder vorsatzlich irreflihrende Informationen ubermittelt, die die Vergabeentscheidung
des offentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen kdnnten, oder hat versucht, solche Informationen zu Gbermitteln.

[ ] Keine Angabe
] Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Falls Erklarung gem. 8124 Abs.1 GWB mit nein

Ausschlusskriterium
Falls die Erklarung gem. §124 Abs.1 GWB mit nein beantwortet wurde:

Erklarung, dass sich das Unternehmen zwar in dieser Situation befindet, jedoch mehr als drei
Jahre ab dem betreffenden Ereignis vergangen sind.

[ ] Keine Angabe
[ ] Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Falls Erklarung gem. §124 Abs.1 GWB mit nein

Ausschlusskriterium
Falls die Erklarung gem. §124 Abs.1 GWB mit nein beantwortet wurde und seit dem Tag des betreffenden Ereignis weniger als drei
Jahre vergangen sind:

Erklarung, dass sich das Unternehmen zwar in dieser Situation befindet, jedoch aus Sicht des
Unternehmens von einem Ausschluss aus diesem Grund abgesehen werden sollte. Von einem
Ausschluss aus diesem Grund kann abgesehen werden, wenn dies bei pflichtgeméaRer
Ermessensausiibung, insbesondere unter Beriicksichtigung des Grundsatzes der
VerhéltnismaRigkeit, geboten ist oder das Unternehmen geeignete Selbstreinigungsmalnahmen
gemal § 125 GWB eingeleitet hat.

Die Griinde aus Sicht des Unternehmens sind in einer separaten Anlage zu erlautern und die etwaigen
Selbstreinigungsmaflnahmen nachzuweisen

[ ] Keine Angabe
[ ] Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar
Erklarung gem. 8124 Abs. 2 GWB
Gewichtung: 0,00%
Zu 819 MiLoG (Mindestlohngesetz) [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Erklérung, dass kein Ausschlussgrund gemaR § 19 MiLoG vorliegt

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wéhlbar
Zu 898c AuftenthG (Aufenthaltsgesetz) [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Erklarung, dass kein Ausschlussgrund nach § 98c AuftenthG vorliegt.

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Zu 821 AENtG (Arbeitnehmer-Entsendeges etz) [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Erklarung, dass kein Ausschlussgrund nach §21 AEntG vorliegt.

Kriterienkatalog - 4/10 1



244

2.5

25.1

3.1

3.2

3.3

[ ] Keine Angabe
Ja

[ :
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Zu § 21 SchwarzArbG (Schwarzarbeitsbekdmpfung ) [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Erklarung, dass kein Ausschlussgrund nach § 21 SchwarzArbG vorliegt.

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Angaben zum wettbewerbskonformen Verhalten
Gewichtung: 0,00%
Erklarung zum wettbewerbskonformen Verhalten [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Wir bestatigen, dass das Unternehmen sowie die jeweiligen geschéftsfiilhrenden Personen in Bezug auf das vorliegende Verfahren
keine unzulassige, wettbewerbsbeschrankende Abrede getroffen oder in sonstiger Weise wettbewerbswidrig oder unlauter
gehandelt?

[ ] Keine Angabe
] Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Eigenerklarung zur Akzeptanz von Ausfiihrungsbedingungen zur Versicherungspflicht
Gewichtung: 0,00%
Eigenerklarung zur Versicherungspflicht

Der Bieter/ Die Bietergemeinschaft muss unverziiglich nach Zuschlagserteilung Uber eine Berufs- bzw. Betriebshaftpflichtversic
herung verfiigen, die uber die gesamte Vertragslaufzeit aufrecht erhalten bleiben muss.
Die Deckungssumme dieser Versicherung muss je Schadensfall mindestens betragen:
- 5 Mio. Euro pauschal fiir Personen-, Sach- und Umweltschéden 2-fach maximiert p.a.

Zum Nachweis, dass die oben beschriebene Berufs- bzw. Betriebshaftpflichtversic herung rechtzeitig vorhanden sein wird, gibt der
Bieter eine entsprechende Eigenerklarung ab.

Im Falle der Bietergemeinschatft ist die Eigenerklarung durch jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erbringen.

Achtung: Der Auftraggeber behalt sich vor, einen Nachweis der Versicherung von den Bietern, die in der engeren Auswahl sind,
nachzufordern.

Eigenerklarung - Versicherung liegt schon vor [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Sofern der Bieter Uber die oben beschriebene Berufs- bzw. Betriebshaftpflichtversic herung mit mindestens den genannten
Deckungssummen je Schadensart bereits verfugt, ist dies hier anzugeben. Der Bieter hat sich zu vergewissern, dass seine Berufs-
bzw. Betriebshaftpflichtversic herung tatséchlich die hier geforderten Mindestdeckungssummen vollsténdig abdeckt. Nur, wenn er
dies positiv festgestellt hat, hat er dies hier anzugeben.

Liegt eine entsprechende Berufs- bzw. Betriebshaftpflichtversic herung wie vor beschrieben von jedem Bieter/ Mitglied der
Bietergemeinschaft/ Bewerber / Mitglied der Bewerbergemeinschaft bereits zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe vor?

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Eigenerklarung - Versicherung liegt noch nicht vor

Ausschlusskriterium

Alternativ: Sofern der Bieter zum Zeitpunkt der Abgabe des Angebots Uiber die oben beschriebene Berufs- bzw.
Betriebshaftpflichtversic herung NOCH NICHT verfligt oder aber sofern die bestehende Berufs- bzw. Betriebshaftpflichtversic herung
nicht die genannten Deckungssummen aufweist, hat der Bieter zu prifen, ob ihm im Zuschlagsfall eine entsprechende Versicherung
gewahrt werden wird. Sofern das bejaht werden kann, hat er hier anzugeben, dass er in der Lage ist, spatestens im Auftragsfall eine
entsprechende Berufs- bzw. Betriebshaftpflichtversic herung fir den Zeitraum von Auftragsbeginn bis zum Vertragsende mit der
geforderten Mindestdeckungssumme abzuschlieen.

Wird vom Bieter / der Bietergemeinschaft, im Falle der Auftragserteilung, fir den Zeitraum seiner Leistungsverpflichtung eine wie vor
beschriebene Berufs- bzw. Betriebshaftpflichtversic herung abgeschlossen?

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein
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Nur eine Antwort wahlbar

4 Erklarungen zur wirtschaftlichen Lage allgemein u.spezifisch
Gewichtung: 0,00%
4.1 Eigenerkldrung zu Umsatz

Gewichtung: 0,00%
411 Umsatz

Als Mindestumsatz gilt ein mittlerer Jahresumsatz (netto) in Héhe von 6.000.000,00 Euro davon 3.000.000,00 mit vergleichbarer
Leistung

des Bieters/der Bietergemeinschaft in den letzten drei abgeschlossenen Geschaftsjahre der erzielt wurde, d.h. fur die
Geschéftsjahre welche in den Jahren 2023, 2024, 2025 abgeschlossen wurde.

Die Umsatze aller Mitglieder einer Bietergemeinschaft werden von der Vergabestelle addiert.

4.1.2 Bieter/ Mitglied 1 Bietergemeinschaft [Mussangabe]

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft
Gesamtumsatz in EUR netto in 2023

4.1.3 Bieter/ Mitglied 1 Bietergemeinschaft [Mussangabe]

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft
Umsatz in Projekten vergleichbarer Leistung in EUR netto in 2023

4.1.4 Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft [Mussangabe]

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft
Gesamtumsatz in EUR netto in 2024

4.15 Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft [Mussangabe]

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft
Umsatz in Projekten vergleichbarer Leistung in EUR netto in 2024

4.1.6 Bieter/ Mitglied 1 Bietergemeinschaft [Mussangabe]

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft
Gesamtumsatz in EUR netto in 2025

4.1.7 Bieter/ Mitglied 1 Bietergemeinschaft [Mussangabe]

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft
Umsatz in Projekten vergleichbarer Leistung in EUR netto in 2025

4.1.8 Ggf. Mitglied 2 Bietergemeinschaft

Mitglied 2 Bietergemeinschaft
Gesamtumsatz in EUR netto in 2023

4.1.9 Ggf. Mitglied 2 Bietergemeinschaft

Mitglied 2 Bietergemeinschaft
Umsatz in Projekten vergleichbarer Leistung in EUR netto in 2023

4.1.10 Ggf. Mitglied 2 Bietergemeinschaft

Mitglied 2 Bietergemeinschaft
Gesamtumsatz in EUR netto in 2024

4.1.11 Ggf. Mitglied 2 Bietergemeinschaft

Mitglied 2 Bietergemeinschaft
Umsatz in Projekten vergleichbarer Leistung in EUR netto in 2024

4.1.12 Ggf. Mitglied 2 Bietergemeinschaft

Mitglied 2 Bietergemeinschaft
Gesamtumsatz in EUR netto in 2025

4.1.13 Ggf. Mitglied 2 Bietergemeinschaft

Mitglied 2 Bietergemeinschaft
Umsatz in Projekten vergleichbarer Leistung in EUR netto in 2025
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51

5.2

521

522

5.2.3

5.2.4

525

5.2.6

5.2.7

Erklarungen zur Technischen Leistungsfahigkeit
Gewichtung: 0,00%
Information zur Technischen Leistungsfahigkeit

Zum Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfahigkeit sind mit dem Angebot Referenzprojekte anzugeben, die
erkennen lassen, dass der Bieter zur Erbringung der ausgeschriebenen Leistung im Hinblick auf Art und Umfang in der Lage ist.

Der Bieter hat dazu mindestens 2 Referenzprojekte anzugeben, aus denen sich ergibt, dass der Bieter in der Vergangenheit bereits
nach Art, Komplexitat und Umfang vergleichbare Auftrage erfolgreich durchgefihrt hat.

Mindestanforderung je Referenz:
- Belieferung von mind. 3 Abladestellen mit einer Gesamtmenge von mind. 2.000.000 Liter Kraftstoff pro Jahr aus den letzten 5
abgeschlossenen Geschéftsjahren.

Beantworten Sie bitte die folgenden Fragen zu Ihren Referenzen und geben die entsprechenden Informationen an.
Nichtbeantwortung der Fragen kann zum Ausschluss fiihren.

Referenz 1
Gewichtung: 0,00%
Mindestanforderung an Referenz [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Erflllt die nachfolgend beschriebene Referenz die vorbenannten Mindestanforderungen?

[ ] Keine Angabe
] Ja
[ ] Nein
Nur eine Antwort wéhlbar
Rolle des Referenzinhabers [Mussangabe]
Welche Rolle hat der Referenzinhaber bei Angebotsabgabe bzw. Abgabe des Teilnahmeantrags?

[ ] Referenzinhaber ist Bieter/Bewerber
[ ] Referenzinhaber ist Mitglied der Bieter-/Bewerbergemeinsch aft
[ ] Referenzinhaber ist Eignungsleiher
Mehrere Antworten wéhlbar
Referenzinhaber [Mussangabe]
Welches Unternehmen hat den in der Referenz benannten Auftrag ausgefuhrt?

Geben Sie Namen und Anschrift des Unternehmens an.

Eine Nichtbeantwortung der Frage kann zum Ausschluss flihren.

Auftraggeber (Referenzgeber) [Mussangabe]

Bitte nennen Sie uns hier den Auftraggeber des Projektes, dass Sie als Referenz angeben mochten.
Folgende Angaben mussen enthalten sein:

- Name des Auftraggebers

- Anschrift
- ggf. Ansprechpartner

Nichtbeantwortung der Frage kann zum Ausschluss fuhren.

Leistungszeitraum [Mussangabe]

Geben Sie hier den Leistungszeitraum des durchgefiihrten Projektes an.
Geben Sie den Zeitraum monatsgenau an. (Z.B. "06/2022" oder "Juni 2022")

Nichtbeantwortung der Frage kann zum Ausschluss flihren.

Abladestellen [Mussangabe]

Wie viele Abladestellen wurden bei dieser Referenz angefahren?

Nichtbeantwortung der Frage kann zum Ausschluss fuhren.

Jahresmenge [Mussangabe]

Wie viele Liter Kraftstoff wurden pro Jahr an diesen Auftraggeber geliefert?

Nichtbeantwortung der Frage kann zum Ausschluss fihren.
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5.4.2

Referenz 2
Gewichtung: 0,00%
Mindestanforderung an Referenz [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Erfillt die nachfolgend beschriebene Referenz die vorbenannten Mindestanforderungen?

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein
Nur eine Antwort wahlbar

Rolle des Referenzinhabers [Mussangabe]
Welche Rolle hat der Referenzinhaber bei Angebotsabgabe bzw. Abgabe des Teilnahmeantrags?
[ ] Referenzinhaber ist Bieter/Bewerber
[ ] Referenzinhaber ist Mitglied der Bieter-/Bewerbergemeinsch aft
[ ] Referenzinhaber ist Eignungsleiher

Mehrere Antworten wéhlbar
Referenzinhaber [Mussangabe]
Welches Unternehmen hat den in der Referenz benannten Auftrag ausgefiihrt?

Geben Sie Namen und Anschrift des Unternehmens an.

Eine Nichtbeantwortung der Frage kann zum Ausschluss fuihren.

Auftraggeber (Referenzgeber) [Mussangabe]

Bitte nennen Sie uns hier den Auftraggeber des Projektes, dass Sie als Referenz angeben mdchten.
Folgende Angaben missen enthalten sein:

- Name des Auftraggebers

- Anschrift

- ggf. Ansprechpartner

Nichtbeantwortung der Frage kann zum Ausschluss fuhren.

Leistungszeitraum [Mussangabe]

Geben Sie hier den Leistungszeitraum des durchgefiihrten Projektes an.
Geben Sie den Zeitraum monatsgenau an. (Z.B. "06/2022" oder "Juni 2022")

Nichtbeantwortung der Frage kann zum Ausschluss fuhren.

Abladestellen [Mussangabe]

Wie viele Abladestellen wurden bei dieser Referenz angefahren?

Nichtbeantwortung der Frage kann zum Ausschluss fuhren.

Jahresmenge [Mussangabe]

Wie viele Liter Kraftstoff wurden pro Jahr an diesen Auftraggeber geliefert?

Nichtbeantwortung der Frage kann zum Ausschluss fuhren.

Referenz 3 (Optional)
Gewichtung: 0,00%
Mindestanforderung an Referenz

Ausschlusskriterium

Erflllt die nachfolgend beschriebene Referenz die vorbenannten Mindestanforderungen?

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein
Nur eine Antwort wahlbar
Rolle des Referenzinhabers

Welche Rolle hat der Referenzinhaber bei Angebotsabgabe bzw. Abgabe des Teilnahmeantrags?
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[ ] Referenzinhaber ist Bieter/Bewerber
[ ] Referenzinhaber ist Mitglied der Bieter-/Bewerbergemeinsch aft
[ ] Referenzinhaber ist Eignungsleiher
Mehrere Antworten wéhlbar
5.4.3 Referenzinhaber

Welches Unternehmen hat den in der Referenz benannten Auftrag ausgefiihrt?
Geben Sie Namen und Anschrift des Unternehmens an.

Eine Nichtbeantwortung der Frage kann zum Ausschluss fuhren.

5.4.4  Auftraggeber (Referenzgeber)

Bitte nennen Sie uns hier den Auftraggeber des Projektes, dass Sie als Referenz angeben méchten.
Folgende Angaben missen enthalten sein:

- Name des Auftraggebers

- Anschrift

- gof. Ansprechpartner

Nichtbeantwortung der Frage kann zum Ausschluss fuhren.

5.4.5 Leistungszeitraum

Geben Sie hier den Leistungszeitraum des durchgefiihrten Projektes an.
Geben Sie den Zeitraum monatsgenau an. (Z.B. "06/2022" oder "Juni 2022")

Nichtbeantwortung der Frage kann zum Ausschluss fuhren.

5.4.6 Abladestellen

Wie viele Abladestellen wurden bei dieser Referenz angefahren?

Nichtbeantwortung der Frage kann zum Ausschluss fuhren.

5.4.7 Jahresmenge

Wie viele Liter Kraftstoff wurden pro Jahr an diesen Auftraggeber geliefert?

Nichtbeantwortung der Frage kann zum Ausschluss fuhren.

6 Registereintragung
Gewichtung: 0,00%
6.1 Eintragung in das Berufsregister [Mussangabe]

Sind Sie zur Eintragung in ein Berufsregister verpflichtet?

[ ] Keine Angabe (0)
[ ]Ja(0)
[ ] Nein (0)

Nur eine Antwort wahlbar

6.2 Wenn ja:

Ich bin eingetragen bei (HR-Nummer und Amtsgericht):

6.3 Hinweis

Falls mein/unser Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich/werden wir zur Bestétigung meiner/unserer Erklarung die
entsprechende Bescheinigung vorlegen.

7 KMU
Gewichtung: 0,00%
7.1 Kleines oder mittleres Unternehmen [Mussangabe]
Bitte geben Sie Ihre Unternehmensgrofie an.

Die Einordnung bezieht sich auf die Definition des Statistischen Bundesamt.
Es gelten folgende Grenzen:

Kleinstunternehmen bis 9 tatige Personen und bis 2 Mio. EUR Jahresumsatz
Kleines Unternehmen bis 49 tatige Personen und bis 10 Mio. EUR Jahresumsatz
Mittleres Unternehmen bis 249 tatige Personen und bis 50 Mio. EUR Jahresumsatz
GroRunternehmen Uber 249 tatige Personen oder tber 50 Mio. EUR Jahresumsatz

(Bietergemeinschaften gelten nur dann als KMU, wenn der Uberwiegende Teil des Auftrags von (einem) Partner(n) der
Bietergemeinschalft erbracht wird, der/die als KMU einzustufen ist/sind.)
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Ich bin/Wir sind ein

[ ] Keine Angabe (0)

[ ] Kleinstunternehmen (0)

[ ] Kleines Unternehmen (0)
[ ] Mittleres Unternehmen (0)
[ ] GroBunternehmen (0)
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KRITERIENKATALOG

Ausschreibung

Verfahren: 158-26-E07 - Kraftstoffe

20.08.2026

LEISTUNGSKRITERIEN

Kriterienkatalog - 1/1

78



79



	Vergabeunterlagen
	Projektinformation
	Vertragsbedingungen/Formulare
	Verfahrensinformation
	158-26-E07_Verfahrensbrief_V1
	Checkliste einzureichender Unterlagen
	RNV_Datenschutzinformation

	Vertragsbedingungen
	Vertrag über die Lieferung von Kraftstoffen und AdBlue
	Anlage_1_Anlieferungsorte Rhein-Neckar-Verkehr GmbH
	Anlage_2_Tägliche Preisinformation_OMR
	Anlage 3_Allgemeine Einkaufsbedingungen für Liefer- und Werkleistungen_Januar 2024
	Anlage Merkblatt Elektronische Rechnung
	AnschreibenPDF Rechnung
	Anforderungen PDF-Rechnung


	Auszufüllende Unterlagen
	Angebotsschreiben
	B.I.1. - Bietergemeinschaftserklärung
	B.II.1. - Allgemeine Angaben zum Unternehmen
	B.IV.1. - Eigenerklärung  Ausschlussgründe
	B.IX.1. -Verpflichtungserklärung qualif. NU
	Russland-Sanktionen
	RS_EU_Sanktion_bmwsb_eigenerklaerung.pdf
	Rundschreiben_2022-04-14_BWI7_70904_21_Sanktionen
	I. EU-Sanktionen gegen Russland
	II. Verbot der Auftragsvergabe
	III. Fortführung bestehender Verträge
	IV. Ausnahmen
	V. Zuwendungsbau
	VI. Inkrafttreten




	Produkte/Leistungen
	Eignungskriterien
	Leistungskriterien
	Anlagen




